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Rainer Feuerstack / Bernhard Gahlen / Heinz-Dieter Hardes 
Gerd-Jan Krol / Wolfgang Stork

Wirtschaftspolitische Ziele und gesellschaftliche 
Gruppen in der marktwirtschaftlichen Ordnung 

der Bundesrepublik Deutschland

Die Erfahrungen der letzten Jahre haben zu-
nehmend gezeigt, daß die staatliche Wirt-
schaftspolitik bei der gleichzeitigen Realisie-
rung der vier Ziele des Gesetzes zur Förde-
rung der Stabilität und des Wachstums der 
Wirt 1schaft ) — Stabilität des Preisniveaus, 
Vollbeschäftigung, stetiges und angemesse-
nes Wirtschaftswachstum sowie außenwirt-
schaftliches Gleichgewicht — keinen Erfolg 
hatte.

Als Begründung für diesen auffallenden 
Sachverhalt wird in der Regel eine falsche 
Wirtschaftspolitik in dem Sinne angeführt, 
daß ungeeignete Instrumente zum falschen 
Zeitpunkt in falscher Dosierung zum Einsatz 
gekommen sind. Die Bedeutung dieser Argu-
mente soll nicht bestritten werden. Wir mei-
nen jedoch, daß der Frage einer effizienten 
längerfristigen Stabilisierungsstrategie die 
Analyse und Problematisierung der wirt-
schaftspolitischen Ziele auf dem Hintergrund 
der gegebenen gesellschaftlichen und wirt-
schaftlichen Struktur der Bundesrepublik 
Deutschland vorangehen muß.

Angesichts der in der Realität zu beobachten-
den Vielzahl von Entscheidungszentren — 
seien es mächtige Unternehmen oder autono-
me Interessengruppen, die jeweils ihre eige-
nen Ziele verfolgen — liegt die Vermutung 
nahe, daß die von der staatlichen Wirt-
schaftspolitik gesetzten Ziele nicht unab-
hängig von den Partikularinteressen for-

muliert werden können. Dies nicht nur 
wegen des Wahlmechanismus sowie ande-
rer politischer Entnscheidungsmechanismen 2), 
sondern vor allem auch deshalb, weil die 
autonomen Akteure, wenn ihre Interessen 
nachteilig betroffen sind, durch uner-
wünschte Reaktionen die Wirtschaftspolitik 
scheitern lassen können.

Die unzureichende Berücksichtigung dieses 
Aspektes ist u. E. eine wesentliche Ursache 
für die unbefriedigenden Ergebnisse der 
staatlichen Wirtschaftspolitik. Angesichts der 
gesellschaftlichen Struktur in der Bundesre-
publik muß eine rationale Wirtschaftspolitik 
explizit Ziele und Interessen der relevanten 
Gruppen in Rechnung stellen. Diese sollen 
zunächst in Grundzügen dargestellt werden. 
Wenn wir uns dabei auf die Gruppe der Ar-
beitgeber und die der Arbeitnehmer sowie ih-
rer Organisationen beschränken, so kann dies 
vor allem durch das Kriterium anerkannter 
wirtschaftspolitischer Handlungsmacht ge-
rechtfertigt werden.

I. Divergierende Ziele gesellschaftlicher Gruppen

Das zentrale Merkmal der Gruppenbildung ist 
die Existenz gleichgerichteter, gemeinsamer 
Interessen. „Es gibt keine Gruppe ohne ihr 
Interesse. Ein Interesse ... ist gleichbedeu-
tend mit der 3Gruppe selbst." )

Für die Ziele der Arbeitgeber- und Arbeit-
nehmerorganisationen bedeutet dies, daß die 
gemeinsamen wirtschaftlichen Interessen der 
Mitglieder das wichtigste Verbandsmotiv und 
damit eine entscheidende Determinante der

1) Vgl. § 1 des Gesetzes zur Förderung der Stabili-
tät und des Wachstums der Wirtschaft vom 8. 6. 
1967 (BGBl. I S. 582).
2) Man denke beispielsweise an die Verbandsakti-
vität im Hinblick auf die öffentliche Meinung, die 
Parteien, die Parlamente sowie auf Regierungen, 

Verwaltung und Rechtsprechung. Ihre Bedeutung 
kann insbesondere wegen des häufig vorhandenen 
Informationsmonopols der jeweiligen Verbände 
nicht unterschätzt werden.
3) A. F. Bentley, The Process of Government, Evan- 
ston, Jll. 1949, S. 211.



jeweiligen Zielbildung darstellen. Das gilt 
insbesondere auch für die Gewerkschaften, 
deren Entstehung und Aktivitäten sich aus 
der wirtschaftlichen und sozialen Unterlegen-
heit der Arbeitnehmer in einer Wirtschafts-
ordnung begründen, in der Wachstum und 
Stabilität der Wirtschaft entscheidend von 
den Dispositionen der privaten Investoren be-
stimmt werden. Aus den gemeinsamen Inter-
essen ihrer Mitglieder lassen sich vor allem 
das Sicherheitsziel und das Einkommensziel 
ableiten. Das Sicherheitsziel umfaßt die „so-
ziale Sicherheit" und die „Erhaltung der Ar-
beitsplätze", da wegen geringer Ersparnisse 
das Interesse an einer Sicherung des laufen-
den Einkommens im Falle von Invalidität, 
Krankheit oder Arbeitsplatzverlust vordring-
lich ist. Unter das Einkommensziel ist einmal 
die Forderung nach Lohn- und Gehaltserhö-
hung zu subsummieren, da die Arbeitnehmer 
wegen der Kontraktgebundenheit der Lohn-
einkommen von der unmittelbaren Teilhabe 
am wirtschaftlichen Wachstum ausgeschlos-
sen sind, zum anderen die Forderung nach ei-
ner Umverteilung von Einkommen und Ver-
mögen aus dem Bewußtsein einer allgemei-
nen Schlechterstellung der Arbeitnehmer ge-
genüber den Unternehmern.

Aus der prinzipiellen Unterlegenheit der Ar-
beitnehmer und dem Charakter der Gewerk-
schaft als Massenorganisation mit freiwilliger 
Mitgliedschaft folgt — wenn auch mit der 
Einschränkung durch das Arbeitsplatzrisi-
ko — die Dominanz eines Verteilungsziels, 
welches den Anteil der Einkommen aus un-
selbständiger Arbeit am Gesamteinkommen 
mittels aktiver Nominallohnpolitik erhöhen 
will. Die mittels der Tarifautonomie erstritte- 
nen Lohnregelungen und Arbeitsbedingungen 
können den Arbeitnehmern als sichtbare und 
sie interessierende unmittelbare Erfolge der 
Gewerkschaften dargestellt werden. Tarifau-
tonomie und aktive Nominallohnpolitik er-
weisen sich somit für eine Gewerkschaftsor-
ganisation ohne Mitgliederzwang als Not-
wendigkeit. Dies gilt auch dann, wenn sich 
die Nominallohnpolitik nur als ein höchst un-
zureichendes Mittel im Hinblick auf das an-
gestrebte Verteilungsziel darstellen sollte.

Während die Gewerkschaften unmittelbar 
nur auf die Aktionsgröße Nominallohn ein-
wirken können, liegen in den Investitionen 
und den Preisen zwei für die Zielerreichung 
wichtige Hebel bei den Unternehmern. Wich-
tig deshalb, weil einmal die gesamten priva-
ten Investitionen einen entscheidenden Ein-
fluß auf die Beschäftigung ausüben, die Be-
schäftigungslage aber neben dem Organisa-
tionsgrad eine entscheidende Determinante 

gewerkschaftlicher Handlungsmacht bei der 
Forderung und Durchsetzung höherer Löhne 
ist. Zum zweiten, weil der Verteilungseffekt 
der Lohnerhöhungen durch entsprechende 
Preiserhöhungen neutralisiert werden kann. 
Nicht zuletzt aus diesem Grunde wird die 
Tarifautonomie auch von den Arbeitgeber-
verbänden als die für sie eleganteste Re-
gelung des Verteilungskonfliktes verteidigt, 
womit — wenn auch aus unterschiedli-
chen Motiven — ein faktischer Konsens hin-
sichtlich der Aufrechterhaltung der Tarifauto-
nomie zwischen Gewerkschaften und Arbeit-
geberverbänden besteht.

Der legitimierende Charakter der Nominal-
lohnpolitik für die Gewerkschaften legt ange-
sichts der genannten Beschränkungen die 
Vermutung nahe, daß ihre Politik darauf an-
gelegt sein muß, die Abhängigkeit ihres 
Handlungserfolges vom Investitions- und 
Preisverhalten der Unternehmer zu vermin-
dern. Diese Vermutung wird u. a. durch die 
bisherigen Vorschläge und Stellungnahmen 
des Deutschen Gewerkschaftsbundes zum 
Problem einer Änderung der Vermögensver-
teilung erhärtet:

Der DGB fordert die Anwendung eines über-
betrieblichen Gewinnbeteiligungsmodells, bei 
dem die Gewerkschaften einen wesentlichen 
Einfluß auf die Verwaltung des Fonds haben, 
an den die den Arbeitnehmern zukommenden 
Gewinnanteile abgeführt werden. Auf diese 
Weise soll sichergestellt werden, daß die den 
Arbeitnehmern zufallenden Anteile am Pro-
duktivvermögen nicht wieder an die bisheri-
gen Eigentümer zurückfließen. Mit diesem in 
der Substanz kaum bestreitbaren Schutzargu-
ment lassen sich jedoch auch verbandspoliti-
sche Eigeninteressen verbinden, die das Ziel 
der Einkommenserhöhung via Vermögensbil-
dung als zweitrangig erscheinen lassen könn-
ten. Der Vorsitzende des Deutschen Gewerk-
schaftsbundes stellt hierzu fest, es könne bei 
der Vermögensbildung in Arbeitnehmerhand 
nicht primär um die persönliche Bereicherung 
des Arbeitnehmers gehen; entscheidend sei 
vielmehr die Mitverwaltung in den Unterneh-
mungen4). Uber die Verwaltung des Arbeit-
nehmerkapitals will der DGB die Arbeitneh-
mer als Miteigentümer vertreten und Einfluß 
auf die Unternehmungen, insbesondere je-
doch auf die Investitionsentscheidungen neh-
men 5), die die strategische Position in markt-

4) Vgl. dazu: Neue Zürcher Zeitung vom 16. 1. 
1972.

5) Vgl. dazu: K. H. Pitz, über die potentiellen Ge-
fahren der großen Lösung des Vermögensproblems 
für die gewerkschaftliche Lohnpolitik: in: Gewerk-
schaftliche Monatshefte, 21. Jg. (1970), S. 588.



wirtschaftlichen Systemen ausmachen. Von 
hierher wird auch die enge Verknüpfung von 
Vermögenspolitik und Mitbestimmungspolitik 
-seitens der Gewerkschaften deutlich, die bei-
de darauf angelegt sind, Einfluß auf eine den 
gewerkschaftlichen Handlungsspielraum un-
mittelbar berührende Größe, die Investitio-
nen, zu gewinnen. Spätestens hier wird die 
politische Natur gewerkschaftlicher Interes-
sen und Zielsetzungen deutlich.

Demgegenüber will die Arbeitgeberseite eine 
breitere Vermögensstreuung vor allem über 
einen Ausbau der Sparförderung erreichen 
und in diesem Rahmen den Tarifvertrag als 
ein entscheidendes Instrument nutzen. Neue 
Formen der Vermögensbildung im Arbeitneh-
merverband begrüßt sie insoweit, als das 
Prinzip der Freiwilligkeit gewahrt bleibt und 
keine bedrohliche Einengung des betriebli-
chen Finanzierungsspielraumes eintritt6). 
Konkret schlägt sie die Anlageform des Ar-
beitnehmer-Darlehens an den Betrieb vor, wel-
ches später in eine Gesellschaftseinlage nach 
dem Modell einer „stillen Gesellschaft" um-
gewandelt werden kann, um die Arbeitneh-
mer so zusätzlich am Ertrag zu beteiligen7). 
Damit implizieren die Pläne der Arbeitgeber-
seite:

6) Vgl. dazu: Jahresbericht der Bundesvereinigung 
der Deutschen Arbeitgeberverbände 1971, Bergisch- 
Gladbach 1971, S. 49 f.
7) Vgl. dazu: Erklärungen zur Vermögenspolitik, 
hrsg. v. BDA Köln 1971.
8) K. H. Pitz, a. a. O., S. 588.

9) H. M. Schleyer, Vermögensbildung der Arbeit-
nehmer — Tarifvertrag oder Gesetz, Bergisch-Glad- 
bach 1971, S. 3.

— eine Förderung des Kapitalmarktes,

— eine Bindung des Arbeitnehmers an den 
Betrieb,

— eine potentielle Einschränkung des Hand-
lungsspielraumes der Gewerkschaften, so-
weit eine tarifpolitische Absicherung er-
folgt,

— nicht notwendigerweise eine Beteiligung 
am Produktivvermögen,

— keine Einschränkung der Verfügungs-
macht über Produktionsmittel, soweit in 
Form der stillen Gesellschaft eine Beteili-
gung am Ertrag vorgesehen ist.

Dies legt den Schluß nahe, daß die Arbeitge-
ber eine Vermögensbildung in Arbeitnehmer-
hand befürworten und unterstützen, solange 
ihre eigene Position dadurch nicht beein-
trächtigt wird. Genau das ist jedoch Ziel der 
Gewerkschaften. Dabei können sich in die-
sem Zusammenhang hinter dem Demokrati-
sierungsargument der G 8ewerkschaften ) 
ebenso eigenverbandliche Zielsetzungen ver-
bergen wie hinter dem postulierten unlösba-

ren Zusammenhang zwischen Eig
9

entum und 
Freiheit auf der Arbeitgeberseite ). Diese lei-
tet zwar einerseits die Verfügungsmacht aus 
dem Privateigentum ab, akzeptiert jedoch an-
dererseits im Zusammenhang mit der Vermö-
gensbildung nur solche Eigentumsformen, bei 
denen eine Verfügungsmacht über die Pro-
duktionsmittel nicht gegeben ist.

Dieses Beispiel deutet darauf hin, daß der aus 
den Interessen der benachteiligten Arbeitneh-
merseite resultierende Forderungscharakter 
gewerkschaftlicher Zielsetzungen den Ab-
wehrcharakter der auf der Arbeitgeberseite 
formulierten Interessen und Ziele bedingt. 
Wenn wir nach den gemeinsamen Interessen 
der Arbeitgeberseite als Grundlage der Ziele 
der entsprechenden Verbände fragen, so 
scheiden die internen Unternehmensverhält-



nisse weitgehend aus, da diese ja im wesentli-
chen zur eigenen Disposition stehen. Infolge-
dessen beziehen sich die gemeinsamen Inter-
essen vor allem auf die gesellschaftlichen 
und gesamtwirtschaftlichen Bedingungen der 
einzelwirtschaftlichen Produktion.

Sind diese günstig, werden sie verteidigt, 
z. B.

— die „Erhaltung der marktwirts
10

chaftlichen 
Ordnung" ),  wenn diese die eigene Frei-
heit, verstanden als Verfügungsmacht 
über die Produktionsmittel, und den eige-
nen Vorteil sichert,

— die „Abwehr gewerkschaftlicher Forderun-
gen", insbesondere der Lohnforderungen, 
weil diese die Kosten erhöhen und zumin-
dest in den wenig produktiven Branchen 
den Gewinn senken,

— die "Ablehnung eines höheren staatlichen 
Anteils am Sozialprodukt", weil dies die 
strategische Stellung der privaten Investo-
ren beeinträchtigt,

— die „Erhaltung der internationalen Wett-
bewerbsfähigkeit" .

Wenn sich dagegen die Bedingungen einzel-
wirtschaftlicher Produktion allgemein oder 

für einzelne Branchen verschlechtern, stellt 
man Forderungen an den Staat, wie z. B. nach 
Steuererleichterungen und Investitionsförde-
rung.

Daß die am gesellschaftlichen Status quo 
orientierten Zielsetzungen der Verbände auf 
der Arbeitgeberseite in Sachzwängen, wie 
beispielsweise der Erhaltung der internatio-
nalen Wettbewerbsfähigkeit, eine unbestreit-
bare Untermauerung finden, ändert nichts an 
ihrem Abwehrcharakter. Auch steht dazu 
nicht in Widersprch, wenn — wie am Beispiel 
der Stellungnahmen zum Problem der Vermö-
gensbildung in Arbeitnehmerhand gezeigt — 
aus allgemeinen gesellschaftspolitischen 
Gründen Zugeständnisse gemacht werden, die 
jedoch eher an der langfristigen Sicherung 
der eigenen Position als an der optimalen Lö-
sung des Problems ausgerichtet zu sein schei-
nen 11 ).

Wenn man bei diesen zwischen den Gruppen 
kontroversen Fragen feststellen muß, daß der 
Staat bei der Formulierung gesamtwirtschaft-
licher Ziele über Minimallösungen nicht hin-
auskommt, so kann dies die These nur be-
stärken, daß der Einfluß der Gruppen auf die 
staatlichen Entscheidungsinstanzen ein 
grundlegendes politisches Problem ist.

II. Wirtschaftspolitische Ziele des Stabilitäts- und Wachstumsgesetzes 
als Konsens zwischen den organisierten Gruppen

Trotz aller Interessengegensätze zwischen 
den autonomen Gruppen scheint auf den er-
sten Blick ein Konsens bei den gesamtwirt-
schaftlichen Zielen des Stabilitäts- und 
Wachstumsgesetzes gegeben zu sein. Alle 
Gruppen bekennen sich in ihren Äußerungen 
zu den Zielen Stabilität des Preisniveaus, ho-

her Beschäftigungsstand, stetiges und ange-
messenes Wirtschaftswachstum und außen-
wirtschaftliches Gleichgewicht.

Es ist jedoch zu vermuten, daß die divergie-
renden Gruppenziele die Qualität des offen-
bar erreichten Konsenses über die wirt-
schaftspolitischen Ziele einschränken. Bevor 
die einzelnen wirtschaftspolitischen Ziele 
deshalb im folgenden vom Standpunkt der 
Gruppen analysiert werden, zunächst einige 
zentrale Thesen:
— Die gesetzlich fixierten wirtschaftspoliti-

schen Ziele sind Ausdruck eines nur be-
grenzten Konsenses zwischen den großen 
wirtschaftlichen Gruppen; diese Ziele wi-
dersprechen zumindest elementaren Inter-
essen der Gruppen nicht. *

10) Daß die „Erhaltung der marktwirtschaftlichen 
Ordnung" dabei gleichzeitig Konträres beinhalten 
kann, zeigen die Stellungnahmen der Arbeitsge-
meinschaft Selbständiger Unternehmer (ASU) und 
des Bundesverbandes der Deutschen Industrie 
(BDI) zur Novelle zum Gesetz gegen Wettbewerbs-
beschränkungen. Die ASU fordert als Vertreterin 
vorwiegend mittelständischer und oft in eine totale 
Abhängigkeit von der Großindustrie geratener 
Eigentümerunternehmungen um der Existenz der 
marktwirtschaftlichen Ordnung willen eine ver-
schärfte Konzentrationskontrolle. Dagegen lehnt 
der BDI, der aufgrund der innerverbandlichen Wil-
lensbildung vor allem die Interessen der Großindu-
strie vertritt, jene mit eben demselben Argument 
entschieden ab. Dieses Beispiel macht den Leerfor-
melcharakter des politisch höchst brisanten Termi-
nus besonders deutlich. Vgl. BDI-Jahresbericht 
1970/71, S. 61 ff., sowie Jahresbericht der Arbeits-
gemeinschaft Selbständiger Unternehmer, Bonn- 
Bad Godesberg 1971, S. 19 f.

11) So erscheint es wenig glaubwürdig, wenn im 
Zusammenhang mit der Vermögensbildung einer-
seits das Prinzip der Freiwilligkeit zum Sparen be-
tont wird, andererseits jedoch eine keineswegs auf 
ihre Informationsfunktion beschränkte aggressive 
Werbung eine Erhöhung des Konsums bewirken 
soll.



— Divergierende Gruppenziele werden beim 
offiziellen Zielkatalog zwar ausgeklam-
mert, sie reduzieren den allgemeinen Kon-
sens aber auf eine abstrakte Ebene; bei 
der Operationalisierung der Ziele und bei 
der Prioritätenskala zeigen sich Unter-
schiede.

— Gesamtwirtschaftliche Ziele sind offenbar 
ein Politikum, weil sie sehr fest im Be-
wußtsein der öffentlichen Meinung veran-
kert sind. Die Regierung hat daher an ih-
rer Formulierung ein starkes Interesse, so 
daß sich die Gruppen aus verbandspoliti-
schen Gründen einem Konsens trotz ihrer 
Differenzen nicht verschließen können.

1. Gesetzliche Einzelziele

Hoher Beschäftigungsstand

Der Begriff eines hohen Beschäftigungsstan-
des wird hier gleichbedeutend mit dem übli-
chen Begriff der Vollbeschäftigung verwen-
det. Vollbeschäftigung bedeutet nach der 
amtlichen Definition, daß die Arbeitslosen-
zahl einen bestimmten geringen Anteil an der 
Gesamtzahl der Abhängig-Beschäftigten nicht 
überschreitet12 ). Von den Gewerkschaften 
wird dieses Ziel offenbar favorisiert. Es steht 
an erster Stelle im wirtschaftspolitischen 
Grundsatzprogramm des Deutschen Gewerk-
schaftsbundes: „Eines der Grundrechte des 
Menschen ist das Recht au

13

f Arbeit. Es kann 
nur durch Vollbeschäftigung verwirklicht 
werden." )  Vollbeschäftigung wird hier als 
Voraussetzung für die relative Verwirkli-
chung elementarer Freiheitsrechte der Arbeit-
nehmer angesehen, ebenso wie das Recht der 
freien Wahl des Arbeitsplatzes und das Recht 
des Arbeitsplatzwechsels sowie das Recht auf 
freie Berufswahl. Noch wichtiger erscheint 
den Gewerkschaften wegen der besitzmäßi-
gen Unterlegenheit der Arbeiter der Sicher-
heitsaspekt der Vollbeschäftigung. Dauernde 
Vollbeschäftigung bedeutet für die Gesamt-
heit der Arbeitnehmer Sicherheit des Arbeits-
platzes und damit Einkommenssicherheit. Die 
Situation der Vollbeschäftigung begünstigt 
zudem wegen der relativen Knappheit der 
Arbeitskräfte die tarifpolitischen Interessen 
der Arbeitnehmer. Diese Arbeitsmarktlage 
stärkt die relative Macht der Gewerkschaften 

12) Vgl. Fachgruppe Makroökonomie (Hrsg.), Volks-
wirtschaftslehre. Eine problemorientierte Einfüh-
rung, B. Gahlen u. a. (Bearb.), München 1971, 
S. 55 ff.
13) Grundsatzprogramm des Deutschen Gewerk-
schaftsbundes, beschlossen auf dem außerord. Bun-
deskongreß am 21./22. 11. 1963 in Düsseldorf, S. 6.

14) Zu den negativen sozialpsychologischen Folgen 
längerfristiger Arbeitslosigkeit vgl. A. A. and T. 
Scitovsky, Inflation versus Unemployment. An 
Examination of their Effects, in: Commission on 
Money and Credit (Ed.), Inflation, Growth and Em- 
ployment, Englewood Cliffs 1964, S. 433 ff.

in den Tarifverhandlungen und ermöglicht 
damit die Durchsetzung von mehr Lohn bzw. 
Gehalt und kürzeren Arbeitszeiten.

Vollbeschäftigung entspricht andererseits 
auch den Interessen der Unternehmer, weil 
mit zunehmender Beschäftigung die Kapazi-
tätsauslastung und die Nachfrage auf dem 
Gütermarkt steigt. Die Sicherung der Nach-
frage auf dem Gütermarkt und die Ausla-
stung der Produktionskapazitäten beeinflußt 
die Gewinne, insbesondere die Gewinnerwar-
tungen, positiv und sorgt für ein günstiges 
Geschäftsklima.

Allerdings sind Divergenzen zwischen Unter-
nehmern und Gewerkschaften hinsichtlich 
der Auffassung darüber. möglich, wann der 
Zustand der Vollbeschäftigung konkret er-
reicht ist. Was der einen Seite als Vollbe-
schäftigung erscheint, bezeichnet die andere 
oft bereits als Überbeschäftigung mit Produk-
tivitätsverlusten und sinkender Arbeitsmoral. 
Die Divergenzen resultieren auch aus dem In-
teressengegensatz in der Lohnfrage, da eine 
aggressive Lohnpolitik der Gewerkschaften 
kostensteigernd und die Preiserhöhungsspiel-
räume vor allem in der Investitionsgüterindu-
strie später aber auch in der Konsumgüter-
branche zu sinken drohen.

Eine größere Zahl von Arbeitslosen wird aber 
auch von unternehmerischer Seite nicht ak-
zeptiert, schon aus Gründen der Systemerhal-
tung.
Auch für jede Regierung ist Vollbeschäfti-
gungspolitik eine unabdingbare Notwendig-
keit, denn Arbeitslosigkeit beeinflußt die 
Wahlen, stärkt die Opposition und fördert 
die politische Radikalisierung14 ). Seit Keynes 
ist der Staat zur Nachfrageexpansion ver-
pflichtet, wenn die Marktnachfrage zur Siche-
rung der Vollbeschäftigung nicht ausreicht.

Angemessenes und stetiges Wachstum

Aus dem Einkommensmotiv der Arbeitneh-
mer lassen sich zwei Ziele der Gewerkschaf-
ten ableiten: angemessene Beteiligung am 
wirtschaftlichen Wachstum durch Lohn- und 
Gehaltserhöhungen und das Ziel der Einkom-
mens- und Vermögensumverteilung. Das 
Wachstumsziel liegt offenbar im Einkommens-
interesse aller Gruppen: Wachstum erlaubt 
eine allgemeine Erhöhung der Einkommen. 



Demgegenüber kann das Umverteilungsziel 
begriffsnotwendig nur den Einkommensinter-
essen eines Teils der Gruppen entsprechen. 
Wachstum scheint damit das Mittel zur Über-
windung der Konflikte um höhere Einkom-
men, das Mittel zur Harmonisierung der Ein-
kommensinteressen der verschiedenen Grup-
pen zu sein. Die staatliche Wirtschaftspolitik 
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bemühte sich im Rahmen der Konzertierten 
Aktion um diese Harmonie ).  Die Gewerk-
schaften verweisen jedoch auf die ungleiche 
Verteilung von Einkommen und Vermögen in 
der Vergangenheit und verlangen eine Umver-
teilung zugunsten der Arbeitnehmer. Sie ver-
zichten dabei ausdrücklich auf eine radikale 
revolutionäre Lösung, sondern wollen eine 
allmähliche Umverteilung durch eine Ände-
rung der relativen Einkommens- und Vermö-
genszuwächse. Damit hat das wirtschaftliche 
Wachstum auch entscheidende Bedeutung für 
das Verteilungsziel— Wachstum ist Voraus-
setzung, um eine allmähliche Umverteilung 
zu erreichen.

Weiterhin scheint Wachstum eine notwendi-
ge Bedingung für die langfristige Erhaltung 
der Vollbeschäftigung zu sein; der technische 
Fortschritt würde ohne Wachstum der Nach-
frage bei gleichbleibender Arbeitszeit zu 
ständig steigender Arbeitslosigkeit führen. 
Ohne Wachstum wäre daher ein stärkerer 
Widerstand der Gewerkschaften gegenüber 
Strukturwandel und Rationalisierung zu er-
warten.

Für das Verständnis der Beziehung zwischen 
unternehmerischen Interessen und dem Ziel 
des wirtschaftlichen Wachstums mag man 
sich zuerst kurz der wirtschaftlichen Ent-
wicklung der Bundesrepublik erinnern. In 
den fünfziger Jahren war Wachstum kein ex-
plizit formuliertes Ziel der Wirtschaftspolitik, 
dennoch waren die Wachstumsraten des So-
zialprodukts im internationalen Vergleich re-
lativ hoch. Dieses hohe Wachstum galt als 
Produkt der marktwirtschaftlichen Ordnung 
und somit nicht zuletzt als ein Erfolg unter-
nehmerischer Privatinitiative. So war es ver-
ständlich, daß ein staatlich verfolgtes Wachs-

tumsziel zunächst auf Ablehnung und Skepsis 
der Unternehmer stieß und mit ordnungspoli-
tischen Argumenten abgelehnt wurde16). 
Wachstumspolitik bedeutet nach herkömmli-
chem Verständnis Erhöhung und Verbesse-
rung des gesamtwirtschaftlichen Angebots-
potentials. Wenn nun der Staat numerisch 
fixierte Wachstumsziele verkündete, war zu 
befürchten, daß Staatsinvestitionen an die 
Stelle von privaten Investitionen traten, 
wenn die tatsächliche Wachstumsrate einmal 
unter dem projektierten Wachstumsziel blieb. 
Eine permanent betriebene, systematische 
staatliche Wachstumspolitik mußte daher auf 
die Dauer zu einer Einschränkung des priva-
ten Sektors führen. Die Rolle der Privatinve-
stitionen und damit nicht zuletzt die eigene 
Position schien durch ein solches Ziel lang-
fristig auf dem Spiele zu stehen.

15) „Der aktuelle Sinn der Kooperation mit den 
organisierten Gruppen, also der Konzertierten Ak-
tion, liegt auch darin, das gemeinsame Interesse 
aller, z. B. an einem stetigen Wachstum in Stabili-
tät, verständlich zu machen . . . Wir können jetzt — 
in der ersten Phase eines Aufschwungs und in Zu-
kunft — bei richtigem Verhalten aller das reale 
Einkommen eines jeden und einer jeden Gruppe 
steigern, ohne irgend jemanden etwas wegzuneh-
men. Und das ist eine unglaubliche Chance für die 
Politik." K. Schiller, Konjunkturpolitik auf dem 
Wege zu einer Affluent Society, in: BMWI, Reden 
zur Wirtschaftspolitik, Bd. 3, Bonn 19702, S. 157.

16) Vgl. die Äußerungen des Sachverständigenrats 
zur Begutachtung der gesamtwirtschaftlichen Ent-
wicklung (Jahresgutachten 1967, Ziff. 278 ff.), die 
sich gegen solche Bedenken richteten.

Als die Mängel der öffentlichen Infrastruktur 
jedoch immer offensichtlicher wurden, das 
Verkehrssystem beispielsweise immer weni-
ger den Anforderungen gerecht wurde, er-
kannte man den positiven Wert der Infra-
struktur auch für einen privatgesteuerten 
Wirtschaftsprozeß. Infrastrukturinvestitionen 
wurden als notwendige Voraussetzung oder 
Ergänzung privater Investitionen erkannt, die 
die Investitionschancen der privaten Betriebe 
vergrößern und deren Kosten zu senken ver-
mögen.

Die Einstellung zum Wachstumsziel und zur 
staatlichen Wachstumspolitik begann sich 
insbesondere auch dadurch zu wandeln, daß 
das wirtschaftliche Wachstum nach 1960 
nachzulassen schien und im Jahre 1967 sogar 
ausblieb. Die jährliche Wachstumsrate des 
Sozialprodukts trat immer mehr in den Mit-
telpunkt des Interesses. Damit aber wurde 
der Akzent auf den kurzfristigen Aspekt des 
Wachstums gelegt, und die privaten Investi-
tionen erhielten Priorität, da sie — im Un-
terschied zu vielen öffentlichen Investitionen, 
die durch lange Ausreifungszeiten gekenn-
zeichnet sind — einen kürzerfristigen Ein-
kommens- und Kapazitätseffekt haben. Kurz-
fristig orientierte Wachstumspolitik dient da-
mit — wie Vollbeschäftigungspolitik— der 
Vollauslastung der Kapazitäten und der För-
derung der privaten Investitionen.

Ständiges Wachstum ist darüber hinaus eine 
notwendige Bedingung für die Erhaltung der 
unternehmerischen Freiheit. Denn Wachstum 
dient als Beweis für die Funktionsfähigkeit 



des Marktes und somit faktisch als Legitima-
tion der unternehmerischen Unabhängigkeit 
und Entscheidungsfreiheit.

Stabilität des Preisniveaus

Das Ziel der Preisstabilität wird allgemein 
dadurch definiert, daß die Kosten der Lebens-
haltung eines durchschnittlichen Haushaltes 
eine bestimmte Steigerungsrate nicht über-
schreiten sollen. Von seifen der Regierung 
und von den Interessenvertretern wird die 
Bedeutung dieses Zieles immer wieder her-
ausgestellt.

Die Gewerkschaften müssen im Interesse der 
Arbeitnehmer letztlieh an der Sicherung oder 
Steigerung des realen Lohnniveaus interes-
siert sein. Preissteigerungen führen zu einer 
Minderung oder zum Verlust des Realwertes 
der in Tarifverhandlungen errungenen Ver-
besserungen des nominalen Lohnniveaus. Die 
während der Dauer von Tariflohnverträgen 
auftretenden Preissteigerungen führen zu ei-
ner Veränderung der Verteilungsquote zu-
gunsten der Unternehmer. Um von diesen 
Preissteigerungen nicht betroffen zu werden, 
versuchen die Gewerkschaften ihrerseits, die 
erwarteten Steigerungen der Güterpreise in 
ihren Tarifverhandlungen vorwegzunehmen, 
um die erwünschte Kaufkraftsteigerung tat-
sächlich zu erreichen.

Für die Arbeitgeber und ihre Organisationen 
bedeutet Preisstabilität dagegen in erster Li-
nie ein Mittel zur Minderung der gewerk-
schaftlichen Lohnforderungen. In der Argu-
mentation der Arbeitgeberverbände wird eine 
„Lohn-Produktivität-Preis"-Kette als sachliche 
Notwendigkeit oder „ökonomisches Gesetz” 
konstruiert, das einen kausalen Zusammen-
hang zwischen Löhnen, Produktivität und 
Preisen in der Weise enthält, daß eine „maß-
volle Lohnpolitik" zur entscheidenden Stabili-
tätsbedi 17ngung wird ).

Für den Staat ist das Ziel der Preisstabilität 
bereits in der Rechtsordnung impliziert, in 
der das Nominalwertprinzip gilt, das Wertsi-
cherungsklauseln verbietet sowie Abschrei-
bungen auf den Wiederbe
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schaffungswert in 

der Steuerbilanz nicht zuläßt ).

Inflation wird außerdem von allen aus sozia-
len Gründen abgelehnt, weil jeweils die so-

zial Schwächeren am meisten darunter lei-
den, d. h. insbesondere die Sparer der niedri-
gen Einkommensschichten, die ihr Geld vor-
zugsweise auf Geldkonten anlegen. Die Infla-
tion wird deshalb als Widerspruch zum Ziel 
einer breiteren Vermögensstreuung gesehen. 
Der besondere politische Stellenwert des 
Ziels der Preisstabilität bewirkt zudem, daß 
keine Regierung es sich leisten kann, nicht 
— Zumindest verbal —- für dieses Ziel einzu-
treten. Die breite Öffentlichkeit ist durch die 
Erfahrung zweier Hyperinflationen an einer 
Stabilität des Geldwertes stark interessiert. 
Daher steht die öffentliche Meinung allge-
mein allen Handlungen, die eine Inflation 
auslösen oder verstärken könnten, wie hohen 
gewerkschaftlichen Lohnforderungen, einer 
Politik des leichten Geldes und einer hohen 
staatlichen Verschuldung, mißtrauisch gegen-
über. Wenn nun aber Preisstabilität in der öf-
fentlichen Meinung und in der Grüppenaus- 
einandersetzung offenbar eine SO gewichtige 
Rolle spielt, scheint die empirische Beobach-
tung einer ständigen „schleichenden Infla-
tion" in allen Ländern des organisierten Ka-
pitalismus ein eklatanter Widerspruch. Ent-
weder fehlt die Möglichkeit der wirksamen 
Inflationsbekämpfung oder das Interesse der 
wirtschaftlichen Akteure daran ist nicht so 
bedeutsam. Für beides lassen sich einige Ar-
gumente anführen:

— Preisstabilitätsbemühungen haben eine 
Tendenz zum Fehlverhalten, weil häufig 
diejenigen, die sich der Stabilitätspolitik 
anderer entgegengesetzt verhalten, zumin-
dest kurzfristig Vorteile daraus ziehen 
können (z. B. sektorale Differentialgewin-
ne und Lohnvorsprünge).

— Eine anhaltende leichte Steigerung des 
Preisniveaus wird nicht als erheblicher 
Nachteil von den relevanten Gruppen an-
gesehen, da bei ihren Entscheidungen be-
reits erwartete Preissteigerungen einge-
rechnet werden. Stärkere Preissteigerun-
gen dagegen führen zu einer Verschärfung 
des Verteilungskampfes und letzterer zu 
einer weiteren Eskalation der Inflation, so 
daß die Gefährdung des Stabilitätsziels 
erst bei einem Kumulierungsprozeß gege-
ben zu sein scheint.

— Da leichte Inflation offenbar keine großen 
Nachteile bringt, scheut jede Regierung 
einen harten Stabilitätskurs, da dieser 
eine Rezession und Arbeitslosigkeit brin-
gen kann, deren Nachteile für die Betrof-
fenen unmittelbarer und härter sind. *

17) Jahresbericht des Bundesverbandes der Deut-
schen Arbeitgeberverbände 1955, S. 13 f.r zitiert 
nach K. O. Hondrich, Die Ideologien von Interessen-
verbänden, Berlin 1963, S. 120.
18) Vgl. H. Giersch, Geldwertstabilität, Sparen und 
Wirtschaftswachstum, in: Kontroverse Fragen der 
Wirtschaftspolitik, Serie Piper, Bd. 21, München 
1971, S. 55 f.

19) Vgl. B. Külp, Zur Frage der Effizienz von Lohn-
leitlinien, in: Wirtschaftswissenschaftliches Stu-
dium, Jg. 1 (1972), S. 96.



— Gruppen, die tatsächlich an Preisstabilität 
interessiert sind — etwa Verbraucherver-
bände —, fehlt die nötige Organisation 
und die Möglichkeit, sich entsprechend 
politisch zu artikulieren.

— Die enge wirtschaftliche Verknüpfung der 
Bundesrepublik Deutschland mit dem Aus-
land bewirkt, daß die nationale Wirt-
schaftspolitik kaum auf eine strikte Ein-
haltung der Preisstabilität verpflichtet 
werden kann. Eine relative Preisstabilität 
im Inland gegenüber dem Ausland führt 
bei festen Wechselkursen zu Exportüber-
schüssen, d. h. zum außenwirtschaftlichen 
Ungleichgewicht20 ), und auf diesem Wege 
zu einer te

21
ndenziellen Anpassung an die 

Inflationsraten im Ausland ).

20) Das Ziel des außenwirtschaftlichen Gleichge-
wichts wird hier nicht weiter behandelt.
21) Vgl. Sachverständigenrat zur Begutachtung der 
gesamtwirtschaftlichen Entwicklung, Jahresgutach-
ten 1967, Zif. 274.

22) „Mitbestimmung und Mitverantwortung, bei 
gleichzeitigem Beibehalten des Privateigentums 
und profitorientiertem Wirtschaftsgefüge, bedeutet 
daher unvermeidlich Mitbestimmung und Mitver-
antwortung für diese Blüten kapitalistischer Pro-
duktionsweise." E. Mandel, Systemkonforme Ge-
werkschaften, in: Gewerkschaftliche Monatshefte, 
21. Jg. (1970), S. 365.

2. Funktionsfähigkeit der Wirtschaft als Mi-
nimalkonsens zwischen den Gruppen

Bei der Frage nach den jeweiligen Zusam-
menhängen der Interessen der beiden großen 
Gruppen mit den einzelnen wirtschaftspoliti-
schen Zielen ist bisher ein wichtiger gemein-
samer Aspekt vernachlässigt worden: Alle 
sind Elemente eines „gesamtwirtschaftlichen 
Geichgewichts", in dessen Rahmen der Koor-
dinationsmechanismus des Marktes funktio-
nieren soll. So wird das Ziel der Preisstabili-
tät nicht nur wegen seines Eigenwertes ange-
strebt, sondern weil die Inflation zu einer 
Verschärfung des Verteilungskampfes mit der 
Tendenz zur weiteren Beschleunigung der In-
flation führt. Hierbei droht die Koordination 
des Marktes schließlich zusammenzubrechen, 
weil die Preise ihre Steuerungsfunktion ver-
lieren. Die Tendenz stärkerer Preiserhöhun-
gen muß daher, schon um die Funktionsfähig-
keit der Marktwirtschaft zu erhalten, verhin-
dert werden. Das „Funktionieren" der Markt-
wirtschaft ist Voraussetzung für die Erhal-
tung des Systems.

Funktionsfähigkeit und Systemerhaltung ent-
sprechen wahrscheinlich vor allem den 
grundlegenden Interessen derjenigen, die an-
derenfalls Rechte und Vorteile aufgeben müs-
sen. Für die Unternehmer und deren Organi-
sationen scheint dies ohne Zweifel zuzutref-
fen. Fraglich scheint, ob es auch für die Ar-
beitnehmer und die Gewerkschaften gilt. 
Marxistische Theoretiker gehen von der 
Überzeugung aus, die Arbeiter würden im 
kapitalistischen System ausgebeutet, System-

erhaltung und -Stabilisierung befänden sich 
also im Widerspruch zu den wahren Interes-
sen der Arbeitnehmer. Aus dieser Sicht kriti-
siert Mandel die deutschen Gewerkschaften, 
weil sie eine systemstabilisierende Funktion 
übernommen hätten, z. B. durch ihre Teilnah-
me an der Konzertierten Aktion22). Für einen 
Nicht-Marxisten ist jedoch der behauptete 
grundlegende Widerspruch der Interessen 
nicht bewiesen, zumindest ist er aus der bis-
herigen Erfahrung in der Bundesrepublik 
Deutschland nicht offenkundig. Es scheint 
vielmehr, daß — solange das Sicherheitsmo-
tiv bei den Arbeitnehmern eine bedeutende 
Rolle spielt— das Vollbeschäftigungsziel und 
die Sicherheit der Arbeitsplätze für die Mehr-
heit der Erwerbstätigen und ihrer Familien 
die größte und unmittelbarste Bedeutung ha-
ben. Daraus folgt, daß auch die Arbeitnehmer 
offenbar ein wesentliches Interesse an der 
Funktionsfähigkeit und Stabilität der Wirt-
schaft haben werden. Der grundsätzliche Kon-
sens dürfte allerdings weniger den Charakter 
eines dauernden festen Solidaritätsbündnisses 
haben, sondern von einem latenten Konflikt 
überlagert sein: einem Konflikt, der aus der 
Ungleichheit der Chancen, von Einkommen 
und Vermögen in der Marktwirtschaft resul-
tiert. Dieser Konflikt läßt erwarten, daß bei 
den Arbeitnehmern im Falle einer größeren 
Krise kein Engagement für die Marktwirt-
schaft zu erwarten ist, daß die Marktwirt-
schaft also auf Stabilität und Erfolg angewie-
sen ist.

3. Mittelfristige Zielprojektionen der Grup-
pen

Die vorhergehenden Überlegungen waren 
zum Teil spekulativer Art. Sie lassen sich 
aber empirisch abstützen, z. B. durch die Ziel-
projektionen, die im Rahmen der Konzertier-
ten Aktion von den Beteiligten vorgelegt 
wurden.

Ein Vergleich dieser Zielprojektionen ergibt 
„hinreichend Aufschluß sowohl über die Ge-
meinsamkeit als auch über die Interessenge-
gensätze bei den Zielvorstellungen und bei 
den zu ihrer Verwirklichung entwickelten 
wirtschafts- und verteilungspolitischen Stra-



tegien“ 23). Im folgenden werden deshalb ei-
nige strategische Werte der 
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mittelfristigen 

Zielprojektionen bis 1975 verglichen ).

Die Gegenüberstellung bestätigt die vorher-
gehenden Überlegungen: Bei den mittelfri-
stig anzustrebenden Eckwerten der wirt-
schaftspolitischen Ziele scheint trotz geringer 
Differenzen in der Zielhierarchie ein grund-
sätzlicher Konsens gegeben zu sein. Hinter 
diesem Konsens stecken jedoch erhebliche 
verteilungspolitische Differenzen, die sich 
deutlich an den unterschiedlichen vertei-
lungspolitischen Eckwerten zeigen. Das Ziel 
einer Verbesserung der Einkommens- und 
Vermögensverteilung „ist die Grundlage . . . 
(der, Erg. d. Verf.) gewerkschaftlichen Ziel-
projektionen, die wir aus den ersten Lehrjah-
ren der neuen Wirtschaftspolitik entwickel-
ten. Sie muß zeigen, welche Verteilungsände-
rungen zugunsten der Arbeitnehmer mit 
Preisstabilität, Vollbeschäftigung und optima-
len Wachstumsraten der Produktion verein-
bar sind." 25)  Nach der unternehmerischen 
Projektion soll dagegen die globale Vertei-
lungsquote auf den Stand der Jahre 1965/66 
zurückgebracht werden.
Die verteilungspolitischen Differenzen schla-
gen sich aber nicht nur in den Verteilungs-
quoten nieder; sie haben Auswirkungen auf 
die gesamte wirtschaftspolitische Konzeption. 
Dies zeigt sich deutlich auch auf der Ver-
wendungsseite der Projektionen. Nach den 
DGB-Vorstellungen sollen die Bruttoinvesti-
tionen langsamer zunehmen als das Sozial-
produkt. Dabei wird zusätzlich angenommen, 
daß der Anteil der privaten Investitionen 
zugunsten der öffentlichen (Infrastruktur-) In-
vestitionen merklich eingeschränkt wird. Die 
Unternehmerverbände halten dagegen für die 
Zukunft die privaten Investitionen für die ent-
scheidende Wachstumsdeterminante.

Das verteilungspolitische Ziel steht darüber 
hinaus auch hinter allen vorgeschlagenen 
Maßnahmen zur Stabilisierungspolitik. Der 
Deutsche Gewerkschaftsbund hat beispiels-
weise einen Katalog von Maßnahmen vorge-
legt, der zur Sicherung von Vollbeschäfti-
gung und Wirtschaftswachstum insbesonder- 
re die Gewährleistung einer ausreichenden 

Massenkaufkraft und zur Stabilisierung des 
Preisniveaus vor allem Maßnahmen zur Ver-
schärfung der Wettbewerbsbedingungen ent-
hält. Dieser Katalog zeigt deutlich, wie wenig 
der alleinige Konsens über die wirtschaftspo-
litischen Ziele des Stabilitäts- und Wachs-
tumsgesetzes nützt. Die konkreten stabilisie-
rungspolitischen Maßnahmen sind wiederum 
umstritten, sie sind nicht zuletzt abhängig 
von den verteilungspolitischen Absichten der 
Gruppen.

4. Gesamtwirtschaftliche Zielkonflikte zwi-
schen den Einzelzielen: Der Zielkonflikt zwi-
schen Vollbeschäftigung und Preisstabilität

Der im Stabilitäts- und Wachstumsgesetz nie-
dergelegte gesamtwirtschaftliche Zielkatalog 
der staatlichen Wirtschaftspolitik kann als 
Resultat eines allgemeinen Konsenses der 
wirtschafts- und gesellschaftspolitischen In-
teressengruppen angesehen werden. Dieser 
Konsens ist jedoch insofern unvollständig, 
als er sich lediglich auf einen Katalog von 
Einzelzielen bezieht, ohne die möglichen Be-
ziehungen zwischen den gesamtwirtschaftli-
chen Zielen zu berücksichtigen. Zwischen 
diesen Zielen scheinen zum Teil Konkurrenz-
beziehungen zu bestehen, die ihrer gleichzei-
tigen Verwirklichung entgegenstehen und zu 
einem permanenten Stabilitätsproblem füh-
ren26). Wegen dieser Zusammenhänge kann 
von einem „magischen Vieleck" gesprochen 
werden. Gemessen an den prognostizierten 
Eckwerten der mittelfristigen Wirtschafts- 
und Finanzplanung wurden die einzelnen 
Ziele nur tendenziell und für einen kurzen 
Zeitraum verwirklicht. Eine gleichzeitige und 
anhaltende Realisierung aller Ziele konnte 
nicht erreicht werden. Dem wirtschaftspoliti-
schen Konsens hätte daher eine klare Priori-
tätensetzung folgen müssen; er klammert 
aber statt dessen die wirtschafts- und gesell-
schaftspolitischen Interessengegensätze aus 
und überläßt die faktische über- und Unter-
ordnung der Ziele dem aktuellen politischen 
Kräftespiel.

23) Jahreswirtschaftsbericht der Bundesregierung 
1972, Bundestagsdrucksadie VI/3078, S. 20.
24) Quelle: Jahresbericht der Bundesvereinigung 
der Deutschen Arbeitgeberverbände 1971, S. 72. 
Inzwischen liegen zwar neuere mittelfristige Pro-
jektionen vor, die jedoch nicht zu wesentlich ande-
ren Schlußfolgerungen führen.
25) R. Henschel, Die wirtschaftspolitischen Aufga-
ben der siebziger Jahre, in: Gewerkschaftliche Mo-
natshefte, 21. Jg. (1970), S. 450.

26) G. Gäfgen, Theorie der wirtschaftlichen Ent-
scheidung, Tübingen 1968, S. 167; W. Krelle, Prä-
ferenz- und Entscheidungstheorie, Tübingen 1968, 
S. 13.

Konflikte zwischen gesamtwirtschaftlichen 
Zielen können daher als Ausdruck eines un-
ausgetragenen Konflikts zwischen den gesell-
schaftlichen Interessengruppen angesehen 
werden. Diese Konflikte sind nicht die Aus-
nahme, sondern die Regel.



Mit besonderer Deutlichkeit konnte in der 
Rezessionsperiode von 1966/67 ein Zielkon-
flikt zwischen der Vollbeschäftigung der Ar-
beitskräfte und der Stabilität des Preisni-
veaus beobachtet werden. Während eine Preis-
niveaustabilität annähernd erreicht wurde, 
herrschte eine für die Bundesrepublik 
Deutschland unverhältnismäßig hohe Arbeits-
losigkeit. Der genannte Zielkonflikt soll daher 
in diesem Zusammenhang exemplarisch her-
ausgegriffen werden.

Ausgangspunkt einer empirischen Erfassung 
des Zusam
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menhangs sind die Arbeiten von 

Phillips und Lipsey )  und deren Erweiterung 
durch Samuelson und Solow28). Eine empiri-
sche Unverträglichkeit des Preisstabilitäts- 
und Vollbeschäftigungsziels wurde bereits in 
den dreißiger Jahren erkannt, jedoch erst in 
der Nachkriegszeit durch plausible ökonomi-
sche Erklärungen theoretisch gestützt. Seit-
dem sind die empirischen Zusammenhänge 
durch einen großen statistischen Aufwand für 

27) A. W. Phillips, The Relation between Un- 
employment and the Rate of Change of Money 
Wage Rates in the United Kingdom 1862—1957, 
Economica, Vol. 25 (1958) N. S„ p. 283—299; R. G. 
Lipsey, The Relation between Unemployment and 
the Rate of Change of Money Wage Rates in the 
United Kingdom 1862—1957, Economica, Vol. 27 
(1960), p. 12—23.
28) P. A. Samuelson, R. M. Solow, Analytical As- 
pects of the Anti-Inflation Policy, American Econo- 
mic Review, Vol. 50 (1960), p. 177—194.

29) Vgl. S. Borner, Das Beschäftigungs-Inflations- 
Dilemma. Eine theoretische Analyse der wirt-
schaftlichen Relevanz der Phillips-Kurve, Schweize-
rische Zeitschrift für Nationalökonomie und Statis-
tik, Nr. 107 (1971), Nr. 2 (Juni), Fn. 9, S. 404 f.
30) A. W. Phillips, a. a. O„ S. 299.
31) P. A. Samuelson, R. M. Solow, a. a. O., S. 187, 
192.

viele Volkswirtschaften einschließlich der 
wichtigsten Industrieländer quantitativ erfaßt 
und in weitgehender Übereinstimmung stati-
stisch signifikante Resultate ermittelt wor-
den 29 ).

Wird der Grad der Arbeitslosigkeit und — 
zunächst — der relative Anstieg des Lohnni-
veaus eines Jahres in einem Streudiagramm 
erfaßt, so liefert deren zugeordnete Funktion 
eine sog. Phillips-Kurve (Abb. 1).

Der Anstieg des gesamtwirtschaftlichen 
Lohnniveaus steht mit der allgemeinen Preis-
entwicklung in enger Beziehung. Allerdings 
muß zweifelhaft erscheinen, welche Größe je-
weils als Ursache und welche Größe als Fol-
ge der Entwicklung der anderen zu betrach-
ten ist. Die Diskussion um die Lohn-Preis-Spi-
rale hat jedoch gezeigt, daß — je nach der 
wirtschaftspolitischen Ausgangslage — Lohn-
erhöhungen sowohl Ausdruck eines Nach-
holbedarfs sein können, um einen realen 
Kaufkraftverlust infolge von Preiserhöhungen 
auszugleichen, als auch ihrerseits den Anlaß 
von Preiserhöhungen liefern können, um die 



bestehenden unternehmerischen Gewinnspan-
nen zu verteidigen.

Geht man nun zusätzlich von einer engen Be-
ziehung zwischen Lohn- und Preissteigerun-
gen aus, so folgt auch die Abhängigkeit des 
allgemeinen Preisniveaus von der Beschäfti-
gungslage in Gestalt einer modifizierten Phil-
lips-Kurve (Abb. 2).

Nach den langfristigen Berechnungen ist zwi-
schen dem Beschäftigungs- und Inflationsgrad 
der Preise und Nominallöhne über einen Zeit-
raum von nahezu 100 Jahren ein relativ 
enger und stabiler Zusammenhang zu beob-
achten.

Von besonderem Interesse ist in diesem Zu-
sammenhang die für die Erhaltung einer all-
gemeinen Lohn- und Preisstabilität anschei-
nend notwendige Mindestarbeitslosigkeit 
bzw. der aus einer Vollbeschäftigung der Ar-
beitskräfte resultierende Lohn- und Preisan-
stieg32). Größenordnungsmäßig ergeben sich 
in einem langfristigen internationalen Ver-
gleich folgende Werte:

32) H. Enke, H. Maneval, Die Einflüsse des Be-
schäftigungsgrades und der Preisentwicklung auf 
die Lohnentwicklung in der Bundesrepublik 
Deutschland, Jahrbücher für Nationalökonomie 
und Statistik, Bd. 180 (1967), S. 499.

Das allgemeine Preisniveau könnte stabili-
siert werden bei einer Erhöhung des Nominal-
lohnsatzes (im Rahmen des Produktivitäts-
fortschritts) um 2 Prozent und einer Arbeits-
losigkeit von ca. 2,5 Prozent; bei einer Stabi -
lisierung des allgemeinen Lohnniveaus würde 
eine Arbeitslosigkeit von ca. 5,5 Prozent re-
sultieren.

Für verschiedene Länder liegen statistische 
Untersuchungen vor, die historische Angaben 
darüber enthalten, in welchem Umfange die 
jeweilige Preis- und Lohnentwicklung mit 
einer Vollbeschäftigung der Arbeitskräfte 
einherging. Von besonderer Bedeutung ist in 
diesem Zusammenhang das Maß an Arbeits-
losigkeit, das mit einem absoluten Stillstand 
der Lohn- und Preisentwicklung verbunden 
war.

Eine internationale Übersicht hierzu enthält 
die nebenstehende Tabelle 1.
Die Möglichkeit, Phillips-Kurven zu berech-
nen, könnte den Eindruck erwecken, als stünde 
die Wirtschaftspolitik vor dem Wahlproblem, 
sich zwischen dem Maß an Inflation oder Ar-
beitslosigkeit zu entscheiden. Wäre dies mög-
lich, könnte die Berechnung von Phillips-Kur-
ven sogar dazu benutzt werden, den anschei-
nend in der Wirklichkeit bestehenden Ziel-

Tabelle 1

Die Beziehungen zwischen der Preis- und 
Lohnentwicklung und dem Grad der Arbeits-
losigkeit nach der Berechnung von Phillips-
Relationen

Relative jährliche Werte in Prozent für ausge-
wählte Länder

1) H. Enke, Beschäftigungsgrad, Preisentwicklung 
und Lohnentwicklung in der Weimarer Republik 
und in der Bundesrepublik Deutschland, in: Theo-
retische und empirische Beiträge zur Wirtschafts-
forschung, Tübingen 1967, S. 183 f.

H. Enke, H. Maneval, Die Einflüsse des Beschäfti-
gungsgrades und der Preisentwicklung auf die 
Lohnentwicklung in der Bundesrepublik Deutsch-
land, in: Jahrbücher für Nationalökonomie und Sta-
tistik, Bd. 180 (1967), S. 485 f.

W. G. Hoffmann, Die Phillips-Kurve in Deutschland, 
in: Kyklos, Bd. 22 (1969), S. 219 f.

2) H. Maneval, Preis für Stabilität und Vollbeschäf-
tigung, in: Der Volkswirt, Jg. 23, Nr. 13, S. 44 ff. 
vom 28. März 1972.

3) W. Siddre, Mankracht, een verwaarloosde fac- 
tor? Economischstatistische Berichten, Vol. 53 (1967), 
S. 589 f.

4) A. W. Phillips, The Relation between Unemploy- 
ment and the Rate of Change of Money Wage 
Rates in the United Kingdom 1862—1957, in: Eco-
nomica, Vol. 25 (1958), S. 299.

5) G. Perry, The Determinants of the Wage Rate 
Changes and the Inflation-Unemployment Trade- 
Off for the United States, in: Review of Economic 
Studies, Vol. 1964, S. 291.

6) P. A. Samuelson, R. M. Solow, Analytical As- 
pects of the Anti-Inflation Policy, in: American 
Economic Review, Vol. 50 (1960), S. 187, 192. 



konflikt quantitativ zu formulieren und ra-
tional zu lösen33 ).

33) F. Brechling, The Trade-Off between Inflation 
and Unemployment, Journal of Political Economy, 
Vol. 76 (1968), p. 712 ff.; H. J. Ramser, Inflation 
und Beschäftigung. Der Beitrag der Phillips-Kurve, 
Kyklos, Bd. 23 (1970), S. 473—500.
34) P. Sweerts-Sporck, Stabilität — ein Mißverständ-
nis, Wirtschaftswoche, Jg. 24, Nr. 40, S. 41 vom 
2. Okt. 1970; A. E. Ott, Magische Vierecke, in: A. 
E. Ott (Hrsg.), Fragen der wirtschaftlichen Stabili-
sierung, Tübingen 1967, S. 102 ff.; L. Schubert, 
Preisstabilität in den 70ern, Der Volkswirt, Jg. 23, 
Nr. 20, S. 41 vom 16. Mai 1969; Arbeitsgemein-
schaft Wirtschaftswissenschaftlicher Institute, Die 
Lage der Weltwirtschaft und der westdeutschen 
Wirtschaft im Herbst 1972, Berlin, 19. Okt. 1972, 
S. 12 f.; R. Bremer, Bundestagsabgeordneter der 
CDU, Pinneberg, Oktober 1972, öffentlicher Vor-
trag, nach: Der Spiegel, Jg. 26, Nr. 45 vom 30. Okt. 
1972, S. 98, 100.

35) B. Hansen, Full Employment and Wage Sta- 
bility, in: The Theory of Wage Determination, 
London, New York 1957, Chap. 5; H. Enke, H. 
Maneval, a. a. O. S. 500; H. J. Ramser, Inflation 
und Beschäftigung: Der Beitrag der Phillips-Kurve, 
Kyklos, Vol 23 (1970) S 473.
36) H. J. Ramser, a. a. O., S. 479.
37) In diesem Zusammenhang kann dahingestellt 
bleiben, ob die Phillips-Kurve unmittelbar als 
„wage equation" eine Verhaltsweise oder Faust-
regel gewerkschaftlicher Lohnpolitik beschreibt 
oder bereits als Finalgleichung der zwischen den 
Tarifpartnern erzielten Ergebnisse zu verstehen 
ist. A. G. Hines, Trade Unions and the Wage 
Inflation in the United Kingdom 1893—1961, Re-
view of Economic Studies, Vol 1964 p. 221 f.; A. 
P. Lerner, Employment Theory and Employment 
Policy, American Economic Review, Vol 1967, 
No. 2, p. 165; K. W. Rothschild, The Phillips-Curve 
and all That, Scottish Journal of Political Economy, 
Vol 18 (1971) No. 3 (nov.) p. 250; O. Eckstein, G. 
Fromm, The Price Equation, American Economic 
Review, Vol 58 (1968), p. 1159 f.

In der Tat besteht eine eigenständige, auf die 
Möglichkeit einer Berechnung von Phillips- 
Kurven gestützte Theorie, die versucht, die 
Inflationsrate des Preisniveaus durch von der 
Arbeitsmarktlage begünstigte Lohnforderun-
gen zu erklären. Anhänger dieser Theorie ge-
hen in der Praxis sogar so weit, zur Stabili-
sierung des Preisniveaus den Abbau einer an-
geblichen Überbeschäftigung der Arbeitskräfte 
durch eine kurzfristige konjunktuelle Reini-. 
gungskrise zu fordern34 ).

Wirtschaftspolitische Relevanz und 
theoretische Analyse

Die direkte Verwendung empirisch ermittelter 
Phillips-Kurven erscheint im wirtschaftspoliti-
schen Entscheidungsprozeß jedoch nicht zu-
lässig.
Hierfür sind mehrere Gründe maßgeblich. Ent-
scheidend ist, daß ein echter empirischer Ziel-
konflikt zwischen Preisstabilität und Vollbe-
schäftigung in Gestalt einer Phillips-Kurve nur 
dann vorausgesetzt werden darf, wenn die 
Preisentwicklung tatsächlich eindeutig allein 
von der Lohnentwicklung bestimmt wird. Von 
einem ökonomischen „Gesetz" dieser Art kann 
jedoch keine Rede sein.

Die Wirtschaftswissenschaft hat sich sehr nach-
drücklich darum bemüht, die Bestimmungs-
gründe inflationärer Entwicklungen aufzuklä-
ren und in diesem Zusammenhang auch die 
Existenz und Begründung von sog. Lohn-Preis- 
Spiralen geprüft.

Die Untersuchungen haben ergeben, daß die 
Ursachen anhaltender Preissteigerungspro-
zesse keineswegs immer eindeutig sind. Selbst 
in einer vollkommenen Wettbewerbswirtschaft 
können preistreibende Ursachen sowohl in all-
gemeinen Kostensteigerungen wie in Nach-

frageüberhängen begründet liegen35 ). In der 
Realität kann aber nicht einmal von der Exi-
stenz einer vollkommenen Wettbewerbswirt-
schaft ausgegangen werden. Insbesondere auf 
den Arbeitsmärkten stehen sich die Arbeitneh-
mer- und Arbeitgeberverbände wie ein zwei-
seitiges Monopol gegenüber. Unter diesen 
Voraussetzungen könnte die Phillips-Kurve 
nichts anderes als eine graphische Wiedergabe 
der zwischen den Tarifpartnern erzielten Ver-
handlungsergebnisse in Abhängigkeit von 
ihrer Verhandlungsmacht in unterschiedlichen 
Beschäftigungslagen sein36 ).

Diese Überlegungen zur Erklärung der Phil-
lips-Kurve sind zwar erheblich wirklichkeits-
näher, sie berücksichtigen jedoch nur ungenü-
gend, von welchen Umständen die Verhand-
lungsstärke der Tarifpartner ihrerseits ab-
hängt, um der Phillips-Kurve ihre charakteri-
stische Gestalt zu geben. Für die Seite der 
Arbeitnehmer gilt, daß ihre auf ein System 
kollektiver Tarifverhandlungen gestützte 
Verhandlungsmacht das gesamtwirtschaftliche 
Lohnniveau entscheidend mitbestimmt und 
dessen Steigerung auch bei relativer Arbeits-
losigkeit noch möglich ist. Für die Seite der 
Arbeitgeber ist jedoch nicht nur ihre Stellung 
auf dem Arbeitsmarkt entscheidend, sondern 
ebenso auf den Absatzmärkten für ihre Pro-
dukte. Ein hoher Stand der Unternehmenskon-
zentration erlaubt nämlich auch in einer leich-
ten Rezession Preissteigerungen durchzuset-
zen, um unvorhergesehene Kostensteigerun-
gen zu überwälzen und die geplanten Ge-
winnspannen unter allen Umständen zu ver-
teidigen 37 ).

Zusammenfassend kann festgestellt werden, 
daß die Tarifpartner unter den gegebenen 
strukturellen Bedingungen auf den Arbeits-



und Absatzmärkten 38) autonome Entschei-
dungsbereiche besitzen. Diese werden auch bei 
einer restriktiven staatlichen Wirtschaftspoli-
tik zur konjunkturellen Stabilisierung der 
wirtschaftlichen Entwicklung nicht vollstän-
dig eingeschränkt. Eine konsequente Ausrich-
tung der staatlichen Wirtschaftspolitik auf eine 
gleichzeitige Erfüllung des Preisstabilitäts- 
und Vollbeschäftigungsziels ist daher gegen-
wärtig solange nicht möglich, als die Tarif-
partner gehalten sind, ihre Tarifautonomie 
in den Dienst verteilungspolitisch motivierter 

Einkommensansprüche zu stellen — es sei 
denn, man setzt die Festschreibung der gege-
benen Einkommensverteilung voraus39).

38) S. Borner, a. a. O., S. 442—444.
39) Sachverständigenrat zur Begutachtung der ge-
samtwirtschaftlichen Entwicklung, Jahresgutachten 
1971/72, Ziff. 380.
40) W. Rothschild, Einkommenspolitik. Die Vertei-
lungsprobleme müssen offengelegt werden, Wirt-
schaftswoche, Jg. 26, Nr. 46, S. 65—66; H. Meinhold, 
Die Vereinbarkeit von stabilitäts- und verteilungs-
politischen Konsequenzen, Wirtschaftswoche, Jg. 
26, Nr. 47, S. 45—50.

Ein Zielkonflikt zwischen Preisstabilität und 
Vollbeschäftigung ist Ausdruck eines Ver-
teilungskampfes in einer unzureichend ver-
wirklichten marktwirtschaftlichen Ordnung. 
Er ist daher unter den auf den Arbeits- und 
Gütermärkten gegebenen wettbewerbspoliti-
schen Bedingungen ohne die Entwicklung eines 
eigenständigen Konzeptes der Einkommens-
verteilung nicht zu lösen.

III. Im Stabilitäts- und Wachstumsgesetz ausgeklammerte Ziele 
als Grenzen des Konsenses zwischen, den Gruppen

1. Gerechte Einkommensverteilung

Von der Durchsetzung einer gerechteren Ein-
kommensverteilung ist im Zielkatalog nicht 
die Rede. Das überrascht nicht, wenn auf die 
Tarifparteien und deren Ziele abgestellt wird. 
Bislang wurde gezeigt, daß die Gruppen dem 
offiziellen Zielkatalog, falls die Ziele allge-
mein formuliert bleiben, zustimmen. Weiter-
hin wurde dargelegt, daß die Übereinstim-
mung bereits dann fraglich wird, wenn die 
Ziele konkretisiert und die Zielbeziehungen 
analysiert werden. Stellt man nun auf die 
Forderung nach einer gerechteren Einkom-
mensverteilung ab, so wird der Konflikt zwi-
schen den Tarifparteien direkt angesprochen. 
Hier kann die eine Seite nur auf Kosten der 
anderen Seite gewinnen.

Wird das Volkseinkommen auf die Einkom-
men aus unselbständiger Arbeit und diejeni-
gen aus Unternehmertätigkeit und Vermögen 
aufgeteilt, und bezeichnet man den Anteil 
des Einkommens aus unselbständiger Arbeit 
am Volkseinkommen als Lohnquote und den 
Anteil des Einkommens aus Unternehmertä-
tigkeit und Vermögen als Profitquote, so 
wird deutlich, daß sich beide Quoten zu eins 
ergänzen. Streben demnach die Gewerkschaf-
ten eine Erhöhung der Lohnquote an, so be-
deutet das eine Senkung der Gewinnquote. 

Dem wird die Arbeitgeberseite nicht zustim-
men. Bei der Forderung nach einer gerechte-
ren Einkommensverteilung tritt also der 
Gruppenkonflikt in aller Deutlichkeit in Er-
scheinung.

Dabei zeigt es sich, daß durch die Handlun-
gen der Tarifparteien häufig die Erreichung 
der gesamtwirtschaftlichen Ziele verhindert 
wird. Da die Gewerkschaften die relative 
Verteilungsposition der Arbeitnehmer verbes-
sern wollen, setzen sie häufig Lohnerhöhun-
gen durch, die allgemein als stabilitätswidrig 
angesehen werden. In diesem Fall kann eine 
autonome Gruppe die Verwirklichung des of-
fiziellen Zielkatalogs gefährden. So fordert 
man dann auch um der Preisniveau-Stabilität 
willen eine zurückhaltende Lohnpolitik der 
Gewerkschaften.

Besonders in der Spätphase des Booms sollen 
die Löhne nicht zu stark steigen. Geschieht 
dies dennoch, wie z. B. im Jahre 1970, in 
dem die Bruttolohn- und Gehaltssumme der 
Arbeitnehmer um 15 °/o stieg, so kommt es zu 
einem starken Anstieg der Lohnkosten pro 
Produkteinheit. Dieser Kostendruck gefähr-
det, wie häufig argumentiert wird, die Preis-
niveau-Stabilität. Darüber hinaus sind aber 
auch die Ziele Wachstum und Vollbeschäfti-
gung tangiert. Durch die Erhöhung der Ko-
sten sind die Gewinne der Unternehmer be-
droht. Diese sind aber nach gängiger Auffas-
sung Voraussetzung für die privaten Investi-
tionen. Gehen diese zurück, so sind Vollbe-
schäftigung und Wachstum nicht mehr sicher-
gestellt. Folglich gefährde der Verteilungs-
kampf zwischen den autonomen Gruppen die 
Erreichung des offiziellen Zielkataloges. Die 
Handlungen der Tarifparteien durchkreuzen 
die staatliche Wirtschaftspolitik.



a) Lohnleitlinien statt Verteilungspolitik

Genau diese Verhaltensweise der Tarifpartei-
en soll durch die Einkommenspolitik verhin-
dert werden. Dabei soll der Verteilungskon-
flikt im Interesse der Erreichung der vier Zie-
le unterdrückt werden. Einkommenspolitik ist 
dabei keineswegs Verteilungspolitik. Es 
geht nicht darum, die Einkommensverteilung 
gleichmäßiger zu gestalten. Vielmehr soll die 
Entwicklung der Einkommen so gesteuert 
werden, daß die offiziellen Ziele erreicht wer-
den. Zu diesen Zielen gehört aber gerade 
nicht die Forderung nach einer gerechteren 
Einkommensverteilung. Insofern bleibt gerade 
bei der Einkommenspolitik das Verteilungs-
ziel auf der Strecke.

Außerdem ist die Einkommenspolitik einsei-
tig. Zu den Einkommen gehören Löhne und 
Gewinne. Demnach wäre es naheliegend, un-
ter Einkommenspolitik Lohn- und Gewinn-
politik zu verstehen. Das ist jedoch nicht der 
Fall: Gemeint ist nur die Lohnpolitik.

Die Gewinne glaubt man nicht steuern zu 
müssen, da sie Resultat des Marktprozesses 
seien. Ferner hängen sie in erster Linie von 
den Preisen ab. Demnach wäre Gewinnpolitik 
Preispolitik. Diese gilt aber als unvereinbar 
mit der gegenwärtigen Ausgestaltung der 
marktwirtschaftlichen Ordnung. So wird auf 
Gewinnpolitik verzichtet und lediglich zur 
Regulierung der Preise eine schärfere Wett-
bewerbspolitik empfohlen. Diese kann aber 
nur als indirekte Gewinnpolitik bezeichnet 
werden.

Demgegenüber ist es das Ziel der Lohnpoli-
tik, direkt über eine Steuerung der tariflich 
vereinbarten Lohnsätze einen Beitrag zur Er-
reichung des offiziellen Zielkataloges zu lei-
sten. Zu diesem Zweck werden Lohnleitlinien 
entwickelt.

Hierbei wird davon ausgegangen, daß nur 
eine ganz bestimmte Entwicklung des Durch-
schnittslohnsatzes stabilitätspolitisch unbe-
denklich ist. Eine solche Lohnleitlinie liefert 
die produktivitätsorientierte Lohnpolitik. 
Ausgangspunkt ist die Definition der Lohn-
quote:

Einkommen aus 
unselbständiger Arbeit 

Lohnquote = --------------------------------- ----------------
Volkseinkommen

Nun besteht das Einkommen aus unselbstän-
diger Arbeit aus dem Produkt von Arbeit und 
Preis der Arbeit (= Lohnsatz). Weiterhin 

kann das Volkseinkommen steigen, wenn 
real mehr produziert wird und wenn Preis-
steigerungen stattfinden. Folglich ist das 
Volkseinkommen das Produkt von realem 
Volkseinkommen und Preisniveau. Demnach 
erhält man aus der Gleichung die Bezie-
hung:

Wird jetzt davon ausgegangen, daß die Lohn-
quote konstant ist, so kann der Lohnsatz um 
denselben Prozentsatz erhöht werden, wie die 
Arbeitsproduktivität wächst, damit das Preis-
niveau konstant bleibt. Unter dieser Voraus-
setzung ist nur die Lohnleitlinie stabilitätspo-
litisch unbedenklich, die die Entwicklung des 
Lohnniveaus an die Entwicklung der Arbeits-
produktivität koppelt.

Der Sachverständigenrat zur Begutachtung 
der gesamtwirtschaftlichen Entwicklung hat 
die an der Produktivität orientierte Lohnleit-
linie geringfügig modifiziert. Er entwickelte 
die kostenniveau-neutraie Lohnpolitik. Dabei 
soll im Interesse der Stabilisierung des 
Preisniveaus das volkswirtschaftliche Kosten-
niveau stabilisiert werden. In diesem Zusam-
menhang genügt es, darauf hinzuweisen, daß 



die Fixierung der Stückkosten letztlich auch 
auf die produktivitätsorientierte Lohnpolitik 
hinausläuft. Wichtiger aber als die Behand-
lung von Spezialeffekten der Lohnleitlinien 
ist in diesem Beitrag ein Eingehen auf die 
grundsätzliche Problematik.

b) Harmoniemodell und autonome Gruppen

Es ist ziemlich gleichgültig, wie die Lohnleit-
linie modifiziert wird: Das Grundproblem 
wird dadurch nicht berührt. Ständig geht es 
darum, angeblich funktionslose Verteilungs-
kämpfe zugunsten der Erreichung des offiziel-
len Zielkataloges auszuschalten. Warum soll-
ten die autonomen Tarifparteien aber darauf 
eingehen? — Die hier angesprochene Proble-
matik kann leicht an der produktivitätsorien-
tierten Lohnpolitik verdeutlicht werden. Bei 
dieser Lohnleitlinie wird von einer konstan-
ten Lohnquote, demnach von einem Status 
quo der Verteilung ausgegangen. Warum 
sollte dieser Status quo durch die autonomen 
Gruppen akzeptiert werden?
Dieser Zusammenhang wird häufig verschlei-
ert, indem auf eine rationale „wirtschaftspoli-
tische Konzeption" verwiesen wird, die es zu-
läßt „.. ., daß in einem marktwirtschaftlichen 
System auf mittlere und längere Sicht viele 
Interessengegensätze verschwinden, die kurz-
fristig unüberbrückbar erscheinen und erheb-
liche Spannungen in sozialem Gefüge verur-
sachen können". So äußert sich z. B. der 
Sachverständigenrat zur Begutachtung der 
gesamtwirtschaftlichen Entwicklung41). Ge-
dacht ist hier an ein Harmoniemodell: Wirt-
schaftliches Wachstum löst Gruppenkonflikte.

41) Jahresgutachten 1967, Ziff. 255.

Diese Überlegungen können durch das fol-
gende Beispiel verdeutlicht werden. 1969 war 
das Einkommen der Unselbständigen pro 
Kopf 13 689 DM, das Einkommen der Selb-
ständigen pro Kopf 47 313 DM. Das Pro-Kopf- 
Einkommen der Unselbständigen betrug dem-
nach lediglich 28,9 Prozent des Pro-Kopf-Ein-
kommens der Selbständigen. In diesen Daten 
spiegelt sich die Ungleichheit der Einkom-
mensverteilung wieder. Auf den ersten Blick 
sieht es so aus, als würde eine Umverteilung 
die Unselbständigen enorm besser stellen. 
Doch würde eine radikale Umverteilung le-
diglich dazu führen, daß beide Gruppen jetzt 
ein Pro-Kopf-Einkommen von 17 092 DM hät-
ten. Das ist lediglich eine relativ geringe Er-
höhung der Einkommen der Unselbständigen. 
Sie basiert darauf, daß die Zahl der Selbstän-
digen gegenüber der der Erwerbstätigen so 
gering ist.

Bedenkt man nun aber, daß die Selbständigen 
aus ihrem Einkommen die Investitionen zum 
Teil finanzieren, so würde eine derartige 
drastische Umverteilung kaum stattfinden 
können, ohne daß die Investitionstätigkeit 
beeinträchtigt wird. Folglich wäre das Ergeb-
nis einer solchen Umverteilung sehr wahr-
scheinlich ein verringertes Wachstum. Damit 
werden aber die Spielräume für Lohnerhö-
hungen in der Zukunft drastisch beschnitten. 
Was haben die Unselbständigen davon, wenn 
die Ungleichheit zwischen den Gruppen be-
seitigt wird, damit aber die Chance, in der 
Zukunft ständig höhere Einkommen zu erzie-
len, beschnitten wird? Schließlich ist zu be-
denken, daß beim Tempo der Lohnerhöhun-
gen in der Vergangenheit die Durchschnitts-
einkommen der Unselbständigen in wenigen 
Jahren auch auf 17 092 DM steigen werden. 
Dabei ist damit zu rechnen, daß sie ständig 
weiter anwachsen. Was macht es dabei schon 
aus, daß die Einkommen der Selbständigen 
mit denselben Wachstumsraten zunehmen, 
folglich die Ungleichheit nicht beseitigt wird? 
Schließlich geht es darum, die eigene Ein-
kommensposition laufend zu verbessern und 
nicht voller Neid auf die Einkommen der an-
deren Gruppen zu schauen. Nimmt man diese 
Position ein, so ist dem Wachstum Priorität 
einzuräumen. Demnach stellen sich die Pro-
bleme unter dem Aspekt des Wirtschafts-
wachstums anders als in kurzfristiger Be-
trachtung. Konflikte werden in Interessen-
identität, sprich Wachstum, umgedeutet.

Was ist von einer solchen Argumentation, 
die heute gängig ist und auf dem Harmonie-
modell fußt, zu halten?

Zunächst ist festzustellen, daß die Lohnleitli-
nien bislang nicht erfolgreich gewesen sind. 
Verteilungskämpfe konnten nicht verhindert 
werden. Das ist ein empirisches Faktum. Da-
bei gelang es auch nicht, den offiziellen Ziel-
katalog zu erreichen. Niemals waren in der 
BRD gleichzeitig Preisniveaustabilität, Voll-
beschäftigung sowie angemessenes und steti-
ges Wachstum bei außenwirtschaftlichem 
Gleichgewicht realisiert.

Die Vertreter des Harmoniemodells glauben 
nun, die Verteilungskämpfe als irrational ab-
tun zu können. Diese Position wurde hier re-
feriert. Doch stellte sich die Frage, ob die 
Auseinandersetzung um die Verteilung nur 
durch die Uneinsichtigkeit der Tarifparteien 
bedingt ist. Ist sie demnach durch Einsicht in 
ökonomische Sachzwänge überwindbar?

Nach dem hier vertretenen Gruppenansatz ist 
das nicht der Fall. Es ist keineswegs böser 
Wille der Akteure, daß die Ziele des Stabili- 



tats- und Wachstumsgesetzes nicht erreicht 
werden. Vielmehr ist darauf zu verweisen, 
daß über die offiziellen Ziele nur ein sehr 
oberflächlicher Konsens der Gruppen be-
steht. Elementare Anliegen einzelner Gruppen 
werden ausgeklammert.

Ein vorrangiges Ziel der Gewerkschaften ist 
die Verbesserung der relativen Verteilungs-
position der Arbeitnehmer. Hierauf können 
sie aus Selbsterhaltung nicht verzichten. 
Folglich besagt die Zustimmung zum offiziel-
len Zielkatalog wenig. Die grundsätzliche 
Problematik, die hinter dieser Feststellung 
verborgen ist, wird verdeutlicht, wenn weite-
re gesamtwirtschaftliche Ziele untersucht 
werden, die nicht im gesamtwirtschaftlichen 
Zielkatalog erfaßt sind.

2. Verbesserung der Lebensbedingungen

a) Das Zurückbleiben des öffentlichen Sek-
tors

Der Versuch, das Problem der Einkommens-
verteilung über das Wachstum zu lösen oder 
zumindest weitgehend zu entschärfen, stößt 
auf zwei Widerstände: Einmal blieb es den 
Gewerkschaften, die die Entwicklung der Ein-
kommensverteilung in ihren wirtschaftswis-
senschaftlichen Instituten ständig verfolgten, 
nicht verborgen, daß sich auch weiterhin die 
Diskrepanzen vergrößerten. Die Forderung 
nach einer gerechteren Einkommensvertei-
lung blieb also auf der Tagesordnung. Zum 
zweiten zeigten sich im Laufe der 60er Jahre 
neue Probleme: Das rasche Wirtschafts-
wachstum der 50er und beginnenden 60er 
Jahre war durch die Ausrichtung auf die pri-
vaten Investitionen und den privaten Konsum 
erreicht worden. Dieser Prozeß konnte nur 
solange verhältnismäßig problemlos verlau-
fen, wie die Privatwirtschaft in eine bereits 
vorhandene Infrastruktur hineinwachsen 
konnte42 ). Nachdem dieser Prozeß nun weit-
gehend abgeschlossen war, wurde fühlbar, 
daß der öffentliche Sektor hinter den Erfor-
dernissen der privatwirtschaftlichen Entwick-
lung zurückblieb. Begriffe wie öffentliche Ar-
mut, Verkehrschaos, Bildungsnotstand, Ener-
gielücke etc. wurden binnen weniger Jahre 
Schlagworte in der wirtschaftspolitischen 
Diskussion.

42) Bombach sieht hierin sogar den eigentlichen 
Hintergrund des bundesdeutschen Wirtschaftswun-
ders. Vgl. G. Bombach, Lohnentwicklung, Sparpro-
zeß und Kapitalbildung, Veröffentlichungen der 
List-Gesellschaft, Band 37, Basel-Tübingen, 1964, 
S. 49.

Das Zurückbleiben des öffentlichen Sektors 
machte sich in allen wirtschaftlichen Berei-
chen bemerkbar: In der Produktionsphäre 
fehlten notwendige Voraussetzungs- bzw. 
Komplementärinvestitionen und verminderten 
damit die privaten Investitionschancen. Da-
mit wurde das Wachstumsziel selbst gefähr-
det.

In der Konsumsphäre führte das Fehlen staat-
licher Komplementärleistungen zur Entwick-
lung von Widersprüchen: Man konnte sich 
größere und schnellere Autos leisten, mit de-
nen man dann auf verstopften Straßen nur 
noch langsamer fahren konnte etc. Dazu kam 
das Umweltproblem. Hier zeigte sich der Wi-
derspruch darin, daß der private Bereich, auf 
dessen Expansion das Wachstum in erster Li-
nie beruhte, auf die Weckung zusätzlicher 
und immer ausgefallenerer Bedürfnisse ange-
wiesen war, bei deren Befriedigung dann die 
elementare Lebenssphäre des Menschen ver-
letzt wurde.

Wirtschaftliches Wachstum, das zu steigen-
dem Massenkonsum führte, und die Verbes-
serung der Lebensbedingungen waren nicht 
unbedingt, wie man 20 Jahre lang allzu vor-
eilig angenommen hatte, ein und dasselbe, 
sondern begannen sich sogar zu widerspre-
chen.

Weitere Ansprüche an den öffentlichen Sek-
tor ergaben sich aus dem stärker ins Bewußt-
sein der Öffentlichkeit tretenden Gefühl der 
sozialen Ungleichheit. Die Forderung nach 
mehr Chancengleichheit und sozialer Emanzi-
pation bisher unterprivilegierter Schichten 
der Bevölkerung bedeutete vor allem eine 
Reform und einen kostspieligen Ausbau des 
gesamten Bildungswesens.

Die Kritik gegenüber dem unmodifizierten 
Wachstumsziel, das nur auf die Zuwachsrate 
des Bruttosozialprodukts abgestellt war, be-
gann sich zu regen. Gefordert wurde statt 
dessen ein modifiziertes Wachstum, das die 
Zusammensetzung des Bruttosozialproduktes 
mit berücksichtigte und zu einer Verbesse-
rung der „Lebensqualität" führen sollte.

Sowohl die Schaffung der infrastrukturellen 
Voraussetzungen für das weitere Wachstum 
als auch die bessere „Lebensqualität" stell-
ten neue Aufgaben für die staatliche Wirt-
schaftspolitik, da die hier notwendig gewor-
denen „Reformen" den öffentlichen Sektor 
betrafen. Diese „Reformen" implizierten eine 
verstärkte öffentliche Investitionstätigkeit. 
Dabei blieb es kontrovers, inwieweit die 
hierzu nötigen Mittel durch Einsparungen auf 
anderen Bereichen —wie etwa Subventions-
streichungen, erhöhte Sparsamkeit der öffent- 



liehen Hand etc. — allein zu erreichen waren. 
Nach überwiegender Meinung der politischen 
Parteien und der Verbände war eine Erhö-
hung des Anteils des staatlichen Sektors am 
Bruttosozialprodukt unumgänglich. In wel-
chem Maße und durch welche Finanzierungs-
art (Steuererhöhungen, Anleiheaufnahme) 
war dabei ebenso noch eine offene Frage wie 
die nach Prioritäten und Inhalten der Refor-
men.

b) öffentliche Ausgaben und Gruppeninter-
esse

Nach dem zentralen Ausgangspunkt dieser 
Arbeit setzt die Operationalisierung und 
Durchsetzung wirtschaftspolitischer Ziele ei-
nen Konsens zwischen den wirtschaftlichen 
Gruppen voraus. Tatsächlich beinhaltet aber 
das gegenwärtig bei allen Gruppen herausge-
stellte Reformbewußtsein nur einen höchst 
vordergründigen Konsens, der weder in be-
zug auf die Prioritäten noch der inhaltlichen 
Ausgestaltung eine von allen Gruppen unter-
stützte Operationalisierung zuläßt. Weiterhin 
wird behauptet, daß die Reformen, insofern 
sie mit einer Ausdehnung des öffentlichen 
Sektors verbunden sind, überhaupt nur bei 
einer freiwilligen oder erzwungenen Ände-
rung des derzeitigen Gruppenverhaltens mög-
lich werden.
Die Unternehmerverbände akzeptierten, wie 
bereits dargelegt, mit der Aufnahme des 
Wachstumszieles in den offiziellen Zielkata-
log des Stabilitäts- und Wachstumsgesetzes 
auch die Ausdehnung der staatlichen Investi-
tionen, insbesondere auf dem Gebiet der In-
frastruktur. Aus ihren Handlungsmotivatio-
nen und wirtschaftspolitischen Zielsetzungen 
erscheint es verständlich, wenn sie an den 
Ausbau des staatlichen Sektors vor allem die 
folgenden Erwartungen knüpfen:

— - Sicherstellung der infrastrukturellen Vor-
aussetzungen für weiteres Wachstum auf 
privatwirtschaftlicher Grundlage;

— Übernahme von Voraussetzungskosten 
und Folgelasten zur Senkung privater Ko-
sten, insbesondere bei den international 
stark verflochtenen forschungsintensiven 
Industriebereichen wie Luft- und Raum-
fahrt, Atomenergie, Datenverarbeitung 
etc., ferner Subventionen für Investitionen 
(z. B. im Rahmen der Strukturpolitik);

— keine Änderung der gesellschaftlichen 
Machtverhältnisse.

Für die Gewerkschaften dürften demgegen-
über — zumindest solange man sie von ihrer 
derzeitigen Programmatik aus beurteilt und 

wenn man das Verteilungs- und Emanzipa-
tionsinteresse der Arbeitnehmer in den Vor-
dergrund stellt — wichtig sein:

— Verbesserung der „Lebensqualität" und 
emanzipatorische Zielsetzungen;

— der Angriff auf die strategischen Positio-
nen der Unternehmer, mithin das Ziel der 
Machtbeschneidung der Unternehmer;

— die Erwartung unmittelbarer Umvertei-
lungswirkungen über die Angebotsseite; 
Arbeitnehmer und unterprivilegierte 
Schichten sollten aus der Bereitstellung 
öffentlicher Güter relativ größeren Nutzen 
ziehen als die Unternehmerseite.

Akzeptiert man diese Interessenstruktur, 
zeigt sich, daß die Gewerkschaften eher dazu 
neigen werden, den Ausbau des öffentlichen 
Sektors als Ziel an sich anzusehen, während 
für die andere Gruppe mehr der instrumenta-
le Charakter der Infrastrukturinvestitionen 
im Vordergrund steht.

Selbst auf den Gebieten, wo scheinbar sehr 
ähnliche Forderungen gestellt werden, ent-
puppt sich die Gemeinsamkeit rasch als trü-
gerisch. Ein Beispiel dafür könnte die Reform 
des Bildungssystems sein, die von Gewerk-
schaften und Unternehmerverbänden gefor-
dert wird. Nach der Programmatik der Ge-
werkschaften soll die Bildungsreform mehr 
auf soziale Emanzipation als auf unmittelbare 
Verwertbarkeit ausgerichtet werden:

„Immer noch wird die Verwertbarkeit des 
Menschen für ein Produktionssystem geför-
dert, das Ursache der gegenwärtigen Krisen 
ist; die Bedeutung von Konflikten und gesell-
schaftlichen Entscheidungen für die Entwick-
lung der Gesellschaft wird negiert und vor 
allem, ob in der beruflichen Bildung an der 
Kapitalverwertung orientierte Unternehmen 
nach wie vor überwiegend über Struktur und 
Höhe des Bildungsangebots entscheiden, daß 
die Existenzen von Millionen Menschen be-
stimmt43 ). Der DGB fordert ein Bildungswe-
sen, das Einsichten in gesellschaftliche In-
teressenkonflikte vermittelt . . . Der DGB 
lehnt eine Bi

44

ldungsreform ab, die lediglich 
eine rationellere Vermittlung ökonomisch 
verwertbaren Sachwissens anstrebt." )

43) H. Vetter, Gewerkschaftliche Forderungen an 
die politischen Parteien, in: Gewerkschaftliche Mo-
natshefte, 1972, S. 605.
44) Bildungspolitische Vorstellungen des Deutschen 
Gewerkschaftsbundes, Düsseldorf, 1972, S. 5.

Das folgende Zitat aus einem Jahresbericht 
des Bundesverbandes der Deutschen Industrie 
(BDJ) setzt demgegenüber andere Akzente; 



deutlich wird der instrumentale Charakter 
herausgestellt:

„Bildungswesen und Forschung werden künf-
tig noch stärker als in der Vergangenheit die 
langfristigen Entwicklungschancen eines je-
den Landes im internationalen Wettbewerb 
mitbestimmen und damit gleichzeitig die 
künftigen gesellschaftlichen und sozialen Ent-
wicklungen vorzeichnen.

Wenngleich die Zusammenhänge zwischen 
Forschung und Wirtschaftswachstum nicht im 
Sinne einer einfachen Kausalkette zu erklä-
ren sind, lassen sich doch gewichtige Gründe 
dafür anführen, daß Bildung und Forschung 
zunehmend wichtiger werden, um die ökono-
mische und soziale Leistungsfäh

45
igkeit der 

Wirtschaft zu sichern und zu steigern..." )

In den Vorstellungen der Unternehmensver- 
bände zur Bildungsreform kommen der ökono-
mischen Verwertbarkeit und der beruflichen 
Effizienz der Ausbildung eine wesentlich grö-
ßere Rolle zu. Bildungsreform bedeutet hier 
Priorität der Reform der Berufsausbildung 
nach den Erfordernissen des Arbeitsmarktes 
und den Anforderungen der Betriebe und Be-
hörden.

So wird unter einer „Reform des Bildungswe-
sens" oder unter dem Begriff „Reformuniver-
sität" etwas sehr Verschiedenes verstanden. 
Die „Reform" selbst wird häufig zur pseudo-
normativen Leerformel, die entgegengesetzte 
Wertvorstellungen aufnehmen kann und da-
her auch ein besonderes Beharrungsvermögen 
in der politischen Diskussion des Staates und 
der Verbände aufweist.

c) Finanz- und stabilitätspolitische Probleme

Einen besonderen Aspekt erhalten die öffent-
lichen Investitionen für den Staat durch die 
Aufgabe, für Vollbeschäftigung und Preissta-
bilität sorgen zu müssen. Infrastrukturmaßnah-
men, insbesondere in der Bauwirtschaft (Ver-
kehr, Wohnungs- und Gesundheitswesen) ge-
hören zum klassischen Instrumentarium keyne- 
sianischer Vollbeschäftigungspolitik. Im Fall 
einer Depression finden entsprechende staat-
liche Aktivitäten allgemeinen Konsens der 
Gruppen. Die Übereinstimmung schwindet, 
wenn nach der Überwindung der Krise einer-
seits nun antizyklisches Gegensteuern durch 
Zurückhaltung des Staates gefordert wird, wäh-
rend die andere Seite die Fortführung „inne-
rer Reformen" nicht von der jeweiligen Kon-
junkturlage abhängig gemacht sehen möchte *

45) BDI-Jahresbericht 1970/71, S. 83.

und statt dessen die Kürzung privater Investi-
tionen zugunsten öffentlicher fordert.

Das Dilemma der staatlichen Wirtschaftspoli-
tik besteht nun darin, daß sie aus den lang-
fristigen Wachstumserfordernissen wie aus 
sozialpolitischen Gründen die öffentlichen In-
vestitionen tätigen muß, andererseits vor der 
denkbar schwierigen Aufgabe steht, zur glei-
chen Zeit das Stabilitätsziel nicht zu verlet-
zen. Auch besteht wegen der langen Ausrei- 
fungs- und Nutzungsdauer öffentlicher Inve-
stitionen die Wahrscheinlichkeit, daß die 
Wachstumsrate des Bruttosozialprodukts 
kurz- und mittelfristig zurückgenommen wer-
den müßte. Durch die Dauer der Legislaturpe-
rioden sind die staatlichen Organe aber vor 
allem auf kurz- und mittelfristige Erfolge an-
gewiesen. Das führt dazu, daß das Wirt-
schaftsministerium einem gewissen Zwang 
unterliegt, sog. Reformen an die Konjunktur- 
und Wirtschaftslage anzupassen — und das 
heißt i. d. R. zurückzustellen. Dies entspricht 
im wesentlichen auch den Vorstellungen der 
Unternehmerverbände, die bei schlechter 
Konjunktur- und Wirtschaftslage die staatli-
chen Investitionen begrüßen, in besseren Zei-
ten aber den Staat als Konkurrenten auf den 
Kredit- und Investitionsmärkten fürchten. 
Aus ihrem in jüngster Zeit zunehmend beton-
ten gesellschaftspolitischen Engagement for-
dern die Gewerkschaften dagegen Priorität 
für Reformen.

Für die gesamtwirtschaftlichen Ziele im Sin-
ne des Stabilitäts- und Wachstumsgesetzes 
ergeben sich aus den hier angesprochenen In-
teressenkonflikten ähnliche Probleme wie 
beim Verteilungskampf. Wenn die gewerk-
schaftlichen Vorstellungen einer Durchfüh-
rung der öffentlichen Investitionen zu Lasten 
der privaten möglich sein sollen, so würde 
das voraussetzen, daß

— bei Steuerfinanzierung die Unternehmer 
auf die Überwälzung der Steuererhöhun-
gen auf die Preise verzichten und bei ver-
minderten Gewinnen auch entsprechend 
weniger private Investitionen getätigt 
würden;

— bei Anleihefinanzierung das gesamte Kre-
ditaufkommen konstant gehalten würde 
und die Unternehmer entsprechend der 
staatlichen zusätzlichen Kreditaufnahme 
ihre Nachfrage am Kapitalmarkt ein-
schränkten.

Beide Annahmen sind irreal. Im ersten Fall 
werden die Unternehmer langfristig die 
Steuererhöhungen auf die Preise weiterwäl-
zen; im zweiten Fall wird es zu einer Kon-



kurrenz zwischen privaten und öffentlichen 
Investoren kommen mit dem Ergebnis stei-
gender Zinsen und einer Ausdehnung des 
Kreditvolumens. Beides enthält eine inflatio-
näre Tendenz: höhere Kapitalkosten durch 
Zinserhöhungen werden i. d. R. auf die Preise 
überwälzt; die Vergrößerung des Kreditvolu-
mens führt — sofern die Kapazitäten der Ka-
pitalgüterindustrie ausgelastet sind — zu 
Preiserhöhungen, zunächst am Kapitalgüter-
markt, später dann auch auf dem Konsumgü-
tersektor.

Bei gegebener Preis- und Investitionsautono-
mie der Unternehmer bedeutet daher die 
Durchführung von Reformen, die eine Aus-
dehnung des öffentlichen Sektors bedingen, 
nahezu zwangsläufig die Verletzung des Ziels 
der Preisstabilität. Damit könnte aber immer-
hin die Ausdehnung des öffentlichen Sektors 
zu Lasten des privaten Konsums erreicht 
werden. Eine solche nachhaltige Umstruktu-
rierung würde aber wiederum die Änderung 
der jetzigen Nominallohnpolitik der Gewerk-
schaften voraussetzen, d. h., diese müßten dar-
auf verzichten, zum Ausgleich für die gestie-
genen Preise entsprechende Lohnerhöhun-
gen zu fordern, weil dadurch der inflatori-
sche Prozeß sich nur beschleunigen würde. 
So scheint es fraglich, inwieweit in der jetzi-
gen Ordnung bei dem derzeitigen Gruppen-
verhalten eine Ausdehnung des öffentlichen 
Sektors überhaupt güterwirtschaftlich abgesi-
chert werden kann.

Für die staatliche Wirtschaftspolitik lassen 
sich daraus die folgenden Alternativen ablei-
ten:

— Man bekennt sich zu den Zielen des Stabi-
litätsgesetzes. Dann sollte man konse-
quenterweise die Ausdehnung des öffent-
lichen Sektors zwecks Durchführung von 
Reformen nicht anstreben.

— Man bekennt sich zu Reformmaßnahmen. 
Dann sollte man die Ziele des Stabilitäts-
gesetzes relativieren oder neufassen. Eine 
Voraussetzung für den Erfolg einer sol-
chen Strategie scheint dabei aber, daß die 
Gruppen, die sich zu den Reformen in er-
ster Linie bekennen, also in erster Linie 
die Gewerkschaften, ihre Wirtschaftspoli-
tik revidieren würden.

— Mah möchte die Ziele des Stabilitätsgeset-
zes erreichen und die reformerischen 
Maßnahmen durchführen. Dann muß man 
eine Weiterentwicklung der Wirtschafts-
ordnung, insbesondere eine Einschränkung 
der Autonomiebereiche der Gruppen, an-
streben.

3. Kontrolle wirtschaftlicher Macht

Im Laufe des Wachstumsprozesses hat sich in 
der Bundesrepublik eine ständig fortschrei-
tende Vermögens- und Unternehmenskonzen-
tration eingestellt. Im Vermögensbereich ver-
fügten nach Untersuchungen von Krelle u. a. 
bereits 1960 1,7 Prozent der Haushalte über 
70 Prozent des Produktivvermögens46 ). Im 
Unternehmensbereich beschäftigten 1965 
1 Prozent der Unternehmen 40 Prozent aller 
Arbeitnehmer, erzielten die Hälfte des Um-
satzes und kontrollierten über formal selb-
ständige Zulieferer, Abnehmer etc. einen 
noch höheren Prozentsatz der Wirtschaft47 ). 
Diese Konzentrationsbewegung hat sich seit 
Anfang 1969 beschleunigt fortgesetzt48 ). Die 
Schalthebel der Wirtschaft werden dabei 
nach Schätzungen des Wirtschaftswissen-
schaftlichen Instituts der Gewerkschaften 
(WWI) von einem kleinen Personenkreis von 
nur ca. 600 Personen kontrolliert, die in viel-
fältigen Überschneidungen in Vorstands- und 
Aufsichtsratsposten als die eigentliche öko-
nomische Herrschaftselite anzusehen sind49 ).

46) Vgl. Krelle/Schunk/Siebke, überbetriebliche Er-
tragsbeteiligung der Arbeitnehmer. Eine Unter-
suchung über die Vermögensstruktur in der BRD, 
Tübingen 1968.
Vgl. Autorenkollektiv, Quantitative und qualita-
tive Aspekte der ökonomischen Konzentration und 
gesellschaftlichen Machtverteilung in der Bundes-
republik Deutschland, in WWI Mitteilungen, 
24. Jg„ Heft 8/9 1971, S. 251. Die Krelle-Unter- 
suchung war 1968 für das Jahr 1960 durchgeführt 
worden. Neuere Quellen stellen eine weitere Ver-
mögenskonzentration fest. So ermittelte z. B. 
Siebke, daß die angeführten 1,7 Prozent 1966 be-
reits 73,5 Prozent des Produktivvermögens besaßen. 
Vgl. Entwurf des Berichts der Bundesregierung 
über die Vermögensbildung, Dokumentation des 
Gesellschaftspolitischen Informationszentrums, 
Bonn 1971, S. 40 ff.; entnommen aus: Autorenkol-
lektiv, a. a. O., S. 251.
47) Zu Verlauf und Stand der Unternehmenskon-
zentration vgl. Fachgruppe Makroökonomie (Hrsg.), 
a. a. O., S. 174 ff., sowie Autorenkollektiv, a. a. O
48) Vgl. Sachverständigenrat zur Begutachtung der 
gesamtwirtschaftlichen Entwicklung, Jahresgutach-
ten 1971, Bonn 1971, S. 125.
49) Vgl. Autorenkollektiv, a. a. O., S. 272.
50) Vgl. Eucken, Grundsätze der Wirtschaftspolitik, 
46.—53. Tsd., Februar 1964, S. 122.

Aus dieser Konzentration der Macht entsteht 
das gesellschaftspolitische Problem ihrer 
Kontrolle. Einmal, weil „das Problem der 
wirtschaftlichen Macht" nur „die andere Sei-
te des Problems der Freiheit"" ist50 ), zum an-
deren, weil die Entwicklung der letzten Jahre 
zeigte, daß durch die Ballung wirtschaftlicher 
Macht es immer schwieriger wurde, den In-
stabilitäten des marktwirtschaftlichen Sy-
stems durch staatliche Wirtschaftspolitik zu 
begegnen. Als wichtigste Instrumente zur 



Eindämmung bzw. Umverteilung der wirt-
schaftlichen Macht werden gegenwärtig die 
Wettbewerbspolitik und die Mitbestimmung 
diskutiert.

Die staatliche Wirtschaftspolitik möchte die 
Kontrolle der wirtschaftlichen Macht auf der 
Unternehmensebene vor allem durch eine In-
tensivierung des Wettbewerbs herbeiführen. 
Zu diesem Zweck wird das Gesetz gegen Wett-
bewerbsbeschränkungen (G WB) zurZeit novel-
liert, indem insbesondere eine vorbeugende 
Fusionskontrolle eingeführt und ein besse-
rer Schutz vor Mißbrauch marktbeherrschen-
der Positionen gewährleistet werden soll. 
Bei den Unternehmern, zumindest denen 
der Großindustrie, stoßen wettbewerbspoli-
tische Maßnahmen i. d. R. auf Widerstand. 
Wie die Erfahrungen des 10jährigen Taktie-
rens um das GWB, ferner um die Verhinde-
rung des Abbaus der Preisbindung der 
zweiten Hand und wie auch die gegen-
wärtigen Auseinandersetzungen um die No-
vellierung des GWB gezeigt haben, wehren 
sich die betroffenen Unternehmer und die sie 
vertretenden Verbände recht heftig und auch 
nicht ohne Erfolg gegen für sie nachteilige 
Regelungen zur Wettbewerbspolitik. Nach ei-
nem bekannten Bonmot sind die Unternehmer 
bereit, nur so viel Wettbewerb zuzulassen, 
wie sie nicht verhindern können. Allerdings 
wird ihr Gegentaktieren dadurch erschwert, 
daß sie den Wettbewerb als Ordnungsleitbild 
zumindest prinzipiell akzeptieren müssen. 
Ihre Argumentation ist daher vor allem dar-
auf gerichtet, nachzuweisen, daß der Wettbe-
werb ohnehin noch sehr stark sei. Ihr bestes 
Argument ist dabei der Hinweis auf die 
'Weltmärkte. So spricht der BDI in seiner 
Stellungnahme zur Novellierung des GWB 
davon, einem „noch nie erlebten Wettbe-
werb" ausgesetzt zu sein und von weiteren 
„eingetretenen oder zu erwartenden Wettbe-
werbsverschärfungen"; er warnt vor Schwä-
chung der „eigenen Position" insbesondere 
gegenüber der internationalen Konkurrenz51 ). 
Ferner befürchtete er ein „Übermaß von Ver-
boten und Reglementierungen" und schließ-
lich, und das vor allem, daß der Staat „die 
Wirtschaft auf dem Wege über die Wettbe-
werbsgesetzgebung stär

52
ker in den Griff zu 

bekommen versucht" ).

51) Vgl. BDI, Jahresbericht 1970/71, S. 61.
52) Ebenda.

Aus der zuletzt genannten Argumentation 
des BDI läßt sich viel eher der Wille zur 
Macht als der zum Wettbewerb heraushören, 

jedoch wagt er es angesichts der langjähri-
gen Propagierung, teilweise sogar ethischen 
Überhöhung des Wettbewerbsleitbildes durch 
Wissenschaft, Wirtschaft und Politik nicht, 
sich offen gegen den Wettbewerb zu stellen. 
Auch müßte er befürchten, daß ohne Wettbe-
werb auf längere Sicht mit stärkerem staatli-
chem Dirigismus gerechnet werden müßte. 
Letztlich sind es daher Systemerhaltungs-
gründe, die die Unternehmerverbände veran-
lassen, Wettbewerbspolitik zu akzeptieren 
und, wenn es gar nicht anders geht, auch 
nachteilige Bestimmungen anzuerkennen.

Die Gewerkschaften unterstützen die Wettbe-
werbspolitik der Bundesregierung, fordern 
darüber hinaus aber noch wesentlich weiter-
gehende Maßnahmen zur Einschränkung der 
Unternehmermacht. Es sind dies vor allem 
die bereits angesprochene überbetriebliche 
Vermögensbildung und die Mitbestimmung, 
die nicht nur mit dem Argument einer not-
wendig gewordenen Umverteilung der Macht, 
sondern auch aus Gründen der sozialen 
Emanzipation und der Demokratisierung der 
Arbeitswelt gefordert wird. Auch die Aus-
dehnung des öffentlichen Sektors durch Zu-
rückdrängen privater Investitionen sollte 
dazu beitragen, die Unternehmermacht zu be-
schneiden. In jüngster Zeit rückt auch die 
Forderung nach dem Ausbau gemeinwirt-
schaftlicher Unternehmen und sogar der 
Überführung von Schlüsselindustrien in Ge-
meineigentum wieder stärker in den Vorder-
gru 53nd ).

Die Unternehmerseite sieht durch solche For-
derungen die gegenwärtige Ordnung gefähr-
det und droht, entsprechende Maßnahmen mit 
Investitionsenthaltung und Kapitalflucht zu 
quittieren. Damit würden die Ziele Wachstum 
und Vollbeschäftigung gefährdet, was poli-
tisch untragbar wäre. Die staatliche Wirt-
schaftspolitik kann daher bei der derzeitigen 
Ordnung entsprechenden Forderungen der 
Gewerkschaften nicht oder nur sehr bedingt 
folgen. Sie muß andererseits aber berücksich-
tigen, daß auf gewerkschaftlicher Seite die ge-
genwärtige Ausgestaltung der marktwirt-
schaftlichen Ordnung gerade auch aufgrund 
der ungleichen Machtverteilung in jüngster 
Zeit wieder stärker zur Disposition gestellt 
wird. Das Ziel einer wirksamen Kontrolle 
wirtschaftlicher Macht wird daher schon aus 
Gründen der Systemerhaltung die Wirtschafts-
politiker beschäftigen müssen.

53) Vgl. Vetter, a. a. O., S. 615.



Gebhard Schweigler

Nationalstaatsbewußtsein in der DDR

Die Deutsche Frage — für viele Jahre eine 
Frage nach dem Wann und Wie der Wieder-
vereinigung Deutschlands — kann heute nur 
noch lauten: gibt es überhaupt noch eine Na-
tion Deutschland? Bundeskanzler Willy- 
Brandt gab in seinem ersten Bericht „Zur Lage 
der Nation" im Januar 1970 auf diese Frage 
die folgende, heute noch gültige Antwort:

„25 Jahre nach der bedingungslosen Kapitula-
tion des Hitler-Reiches bildet der Begriff der 
Nation das Band um das gespaltene Deutsch-
land. Im Begriff der Nation sind geschichtli-
che Wirklichkeit und politischer Wille ver-
eint. Nation umfaßt und bedeutet mehr als 
gemeinsame Sprache und Kultur, als Staat 
und Gesellschaftsordnung. Die Nation grün-
det sich auf das fortdauernde Zusammengehö-
rigkeitsgefühl der Menschen eines Volkes. 
Niemand kann leugnen, daß es in diesem Sin-
ne eine deutsche Nation gibt 

1
und geben wird, 

soweit wir vorauszudenken vermögen." )

Strikt geleugnet allerdings wird die Existenz 
der deutschen Nation bereits seit einiger Zeit 
von der politischen Führung der Deutschen 
Demokratischen Republik, die — nachdem sie 
selbst für lange Zeit an der unzerstörbaren 
Einheit der Nation festgehalten hatte — nun-
mehr, wie vor kurzem der ZK-Sekretär für 
Propaganda, Albert Norden, behauptet: „Es 
gibt nicht zwei Staaten einer Nation, sondern 
zwei Nationen in Staaten verschiedener Ge-
sellschaftsordnung." 2) Denn, so Norden: die 
Gemeinsamkeit von Territorium, Wirtschaft, 
psychischer und moralischer Eigenschaften, 
Kultur, Geschichte, Sprache und Gefühle sei 
nicht mehr vorhanden; eine gemeinsame Na-
tion könne es deshalb auch nicht mehr ge-
ben.

1) Bericht der Bundesregierung über die Lage der 
Nation im gespaltenen Deutschland, 14. Januar 1970, 
Bonn 1970, S. 5.
2) Albert Norden, Fragen des Kampfes gegen den 
Imperialismus, Vortrag vom 3. Juli 1972, zit. nach: 
Albert Norden zum Begriff Nation, Deutschland-
archiv, 5, 11 (November 1972), S. 1223. Zur Entwick-
lung der offiziellen Einstellung der SED zur natio-
nalen Frage siehe Gebhard Schweigler, Nationalbe-
wußtsein in der BRD und der DDR (im Erscheinen).

3) Siehe dazu u. a. Horst Siebert, Der andere Teil 
Deutschlands in Schulbüchern der DDR und BRD, 
Hamburg 1970.
4) Eine in den frühen sechziger Jahren lebhaft ge-
führte Diskussion über dieses Thema ist kritisch 
gewürdigt in Walther Dieckmann, Kritische Bemer-
kungen zum sprachlichen Ost-West-Problem, in: 
Zeitschrift für deutsche Sprache, 23, 3 (1967), S. 136 
bis 165. Für eine jüngere Darstellung der Ansicht, 
die Sprache in beiden Teilen Deutschlands habe sich 
auseinanderentwickelt, siehe Fritz J. Raddatz, Tra-
ditionen und Tendenzen. Materialien zur Literatur 
der DDR, Frankfurt/Main. 1972.

Nordens Ausführungen können selbst für die 
DDR als extrem gelten; die Existenz zweier 
Nationen im ehemaligen Deutschland hat in 

einer solch scharfen Form noch kein anderes 
prominentes Mitglied der SED verkündet. Sei-
ne Überlegungen stützen sich aber dennoch 
auf eine gewisse Zustimmung vieler westli-
cher Beobachter der Verhältnisse im geteilten 
Deutschland. So gibt es eine Gemeinsamkeit 
von Territorium und Wirtschaft ganz ohne je-
den Zweifel nicht mehr: Die westdeutsche 
Formel von den „zwei Staaten in einer Na-
tion" hat die Nicht-Existenz Deutschlands als 
Staatsnation anerkannt. Auch die Frage, ob es 
noch eine deutsche Kulturnation gibt, kann 
heute nicht mehr unbedingt bejaht werden — 
zu unterschiedlich sind bereits die in den 
Klassenzimmern und auf den Fernsehschir-
men der geteilten Nation vermittelten Ge-
schichtsbilder und kulturellen Werte3). 
Selbst an der Gemeinsamkeit der in der DDR 
und in der Bundesrepublik gesprochenen 
Sprache werden Zweifel geäußert 4).

Bleibt die Frage, ob sich die deutsche Nation 
im Zusammengehörigkeitsgefühl der Deut-
schen erhalten hat, d. h. in anderen Worten: 
in einem gesamtdeutschen Nationalbewußtsein. 
Noch wird diese Frage von den politischen 
Kräften in der Bundesrepublik auf das ent- 
schiedendste bejaht, wobei allerdings die au-
genblickliche Politik des Sich-wieder-näher- 
Kommens auf sehr starken Befürchtungen ba-
siert, dieses Zusammengehörigkeitsgefühl 
könne sich bereits weitgehend abgeschwächt 
haben. In der DDR wird die Existenz eines 
Zusammengehörigkeitsgefühls, soweit es die 
DDR-Bevölkerung betrifft, strikt abgelehnt.

Bedenkt man, daß die Frage nach Deutsch-
land als Bewußtseinsnation heute als die na-
tionale Frage überhaupt gelten muß, erscheint 
der Mangel an sozialwissenschaftlichen Un-
tersuchungen über das Nationalbewußtsein 
der Deutschen mehr als verwunderlich, dies 



um so mehr in Anbetracht der nicht mehr 
überschaubaren Flut an allgemeinen Darstel-
lungen über die Deutsche Frage. So erschien 
erstmals im vergangenen Jahr eine auf empi-
rischen Methoden fußende Untersuchung über 
das Nationalbewußtsein in der Bundesrepu-
blik, die zu dem vorsichtigen Schluß kam, 
daß ein gesamtdeutsches Nationalbewußtsein 
einem westdeutschen Nationalstaatsbewußt-
sein zu weichen im Begriff ist5). Eine ver-
gleichende Untersuchung über das National-
bewußtsein in der DDR steht noch aus.

5) Siehe Lutz Niethammer, Traditionen und Per-
spektiven der Nationalstaatlichkeit für die BRD, in: 
Außenpolitische Perspektiven des westdeutschen 
Staates, Bd. 2: Das Vordringen neuer Kräfte, Mün-
chen 1972.
6) Peter C. Ludz, Zum Begriff der „Nation" in der 
Sicht der SED. Wandlungen und politische Bedeu-
tung, in: Deutschlandarchiv, 5, 1 (Januar 1972), 
S. 22.

7) Peter C. Ludz, The German Democratic Republic
from the Sixties to the Seventies, Cambridge/Mass. 
1970, S. 12, S. 29, S. 55.

Peter C. Ludz, wahrscheinlich der profilierte-
ste DDR-Experte in der Bundesrepublik, stell-
te im Januar 1972 fest: „Die in letzter Zeit in 
der Bundesrepublik und im westlichen Aus-
land häufig vorgebrachte These, daß die Be-
völkerung der DDR insgesamt ein — im Ver-
gleich zu den Bundesdeutschen — stärkeres 
Nationalbewußtsein oder doch überhaupt ein 
eigenes .Staatsbewußtsein' entwickele bzw. 
seit dem Bau der Mauer entwickelt habe, ist 
empirisch, d. h. intersubjektiv nachprüfbar, 
schwer zu verifizieren oder zu falsifizie-
ren." 6) Ludz argumentierte, daß Äußerungen 
dieses Inhalts „die Wirklichkeit in der DDR 
immer nur in sehr kleinen Ausschnitten, un-
ter sehr verschiedenen Gesichtspunkten und 
zu sehr verschiedenen Zeiten widerspie- 
geln]".

Ludz selbst hat allerdings an anderer Stelle 
folgende, zum Teil widersprüchliche Beobach-
tungen über das Nationalbewußtsein der Be-
völkerung der DDR angestellt, ohne dabei 
aber Quellen für seine Angaben zu nennen: 

„Als die positiven Resultate allmählich im-
mer sichtbarer wurden, vor allem im moder-
nen Bauwesen, wuchs auch ein größeres .na-
tionales' Selbst-Bewußtsein und ein Stolz auf 
die eigene Leistung, vor allem weil die Um-
stände schwieriger waren als in der Bundes-
republik. Der Slogan .Wirtschaftswunder 
DDR' war ein geschicktes SED-Propaganda-
mittel, aber er fand einen Widerhall unter 
Tausenden von Menschen."

„Bei den meisten Menschen, die in der DDR 
leben, kann man kein nationales’ oder .exklu-
sives' Bewußtsein davon, daß man Bürger der 

DDR ist, feststellen. Dennoch hat sich die 
Kluft zwischen den beiden Teilen Deutsch-
lands vergrößert und das ,Selbst-Bewußtsein' 
zahlreicher Gruppen von Arbeitern hat sich 
in den letzten Jahren verstärkt. Dies geschah 
beinahe trotz der Tatsache, daß — im Ver-
gleich zu den anderen osteuropäischen Län-
dern — kein unabhängiges Nationalbewußt-
sein in der DDR entwickelt werden durfte."

„Die Menschen halten die DDR nicht für ei-
nen souveränen Staat, weil sie die Auswir-
kungen der Abhängigkeit [von der Sowjet-
union] sehr tief fühlen. In Anbetracht dieser 
psychologischen und politischen Überlegun-
gen kann man die DDR schwerlich für einen 
souveränen Staat halten. In der DDR finden 
wir kein .nationales' Bewußtsein in der tradi-
tionellen Bedeutung dieses Ausdrucks" 7).

Diese ausführlichen Zitate von einem der be-
sten Kenner der DDR spiegeln nicht nur die 
allgemeine Sprachunsicherheit wider, die man 
immer wieder feststellen kann, wenn vom Na-
tionalstaatsbewußtsein der DDR-Bevölkerung 
die Rede ist („national" mit und ohne Anfüh-
rungszeichen, im traditionellen Sinne und 
nicht-traditionellen Sinne, Bewußtsein und 
Selbst-Bewußtsein: all dies sind sprachliche 
Mittel der wissenschaftlichen Unsicherheit), 
sondern sie zeigen auch die Widersprüche 
auf, die entstehen können, wenn man sich auf 
Mutmaßungen anstatt auf empirisch gesicher-
te Erkenntnisse stützen muß.

Den Mangel an solchen empirischen Untersu-
chungen über das Nationalbewußtsein der 
DDR-Bevölkerung kann man Ludz natürlich 
nicht zum Vorwurf machen. Die Tatsache all-
ein, daß es aus der DDR selbst keine zuverläs-
sigen Daten zu diesem Themenkomplex gibt 
(die von dem dem ZK angeschlossenen Mei-
nungsforschungsinstitut erarbeiteten Analy-
sen werden streng geheim gehalten — der ge-
legentliche Abdruck eines Fragebogens in der 
westdeutschen Presse läßt allerdings darauf 
schließen, daß die Fragestellungen zur Unter-
suchung der Frage nach dem Nationalbewußt-
sein u. U. wenig beitragen können), muß je-
den Versuch, das Nationalstaatsbewußtsein 
der DDR-Bevölkerung zu bestimmen, zu ei-
nem etwas zweifelhaften intellektuellen Un-
ternehmen machen. Das heißt allerdings 
nicht, daß eine solche Untersuchung völlig un-
möglich wäre; es bedeutet vor allem auch 
nicht unbedingt, daß es etwas, was sich im



Augenblick nur schwer wissenschaftlich unter-
suchen läßt, deshalb auch nicht geben kann 
— eine Schlußfolgerung, die oftmals allzu 
schnell gezogen zu werden scheint.

Im folgenden soll der Versuch unternommen 
werden, bei allen Schwierigkeiten und trotz 
mancher Zweifel an einzelnen Untersuchungs-
methoden, ein grobes Bild von der Entwick-
lung des Nationalstaatsbewußtseins der Be-
völkerung der DDR während der vergangenen 
zwanzig Jahre zu zeichnen. Dieses Bild setzt 
sich zusammen aus den zumeist journalisti-
schen Berichten einzelner DDR-Reisender, aus 
Meinungsumfragen unter Bürgern der DDR, 
die vor dem Bau der Mauer nach West-Berlin 
reisten, sowie aus Meinungsumfragen unter 
West-Berlinern und Westdeutschen, die (nach 
dem Bau der Mauer) zu Verwandtenbesuchen 
in die DDR gereist waren. Das Meinungsum-
fragematerial, zumeist im Auftrag der Bun-
desregierung erarbeitet, ist zum weitaus größ-
ten Teil noch nicht veröffentlicht worden, un-
ter anderem wohl auch deshalb nicht, weil 
einzelne Umfragen für sich allein betrachtet 
tatsächlich ein falsches Bild der wirklichen 
Meinungslage ergeben könnten. Es werden 
deshalb in der folgenden Untersuchung eine 
Reihe von Meinungsumfragen ganz bewußt 
zusammengestellt und dann in dieser Zusam-
menstellung mit den Aussagen einzelner 
DDR-Besucher in Verbindung gesetzt. Nur auf 
diese. Weise läßt sich ein einigermaßen zuver-
lässiges, wenn auch keineswegs naturgetreues 
Bild von der Entwicklung des Nationalbe-
wußtseins der DDR-Bevölkerung gewinnen.

Hinweise auf die Existenz eines eigenen Na-
tionalstaatsbewußtseins in der DDR sind in 
einer Reihe von journalistischen Darstellun-
gen der DDR enthalten, die nach dem Bau der 
Mauer entstanden sind. Interessanterweise 
handelt es sich dabei — mit zwei bemerkens-
werten Ausnahmen — um Eindrucksschilde-
rungen von Ausländern mit sehr engen, per-
sönlichen Bindungen an Deutschland (durch 
Geburt oder durch Heirat); die Tatsache, daß 
hier Nicht-Deutsche ihre Eindrücke schildern, 
könnte u. U. auf eine größere Objektivität der 
Darstellungen schließen lassen.

Die ersten nach 1961 verfaßten Reiseberichte 
aus der DDR sprachen noch nicht von der 
Entwicklung eines ostdeutschen National- 
staatsbewußtseins, obwohl sie darauf hinwie-
sen, daß „kein Zweifel daran bestehen kann, 
daß (das augenblickliche Regime) bereitwilli-

8) Franz von Nesselrode, Germany's Other Half. 
A Journalist's Appraisal of East Germany, London 
1963, S. 203.

ger von den jüngeren als von den mittleren 
oder äl 8teren Jahrgängen akzeptiert wird" ) 
und daß, allgemein gesprochen, „der unsicht-
bare Graben zwischen den beiden Deutsch-
lands sich vertieft" 9).

9) Joseph Wechsberg, Journey through the Land of 
Eloquent Silence. East Germany Revisited, Boston 
1964, S. 52.
10) Marion Gräfin Dönhoff, Rudolf Walter Leon-
hardt, Theo Sommer, Reise in ein fernes Land. Be-
richt über Kultur, Wirtschaft und Politik in der 
DDR, Hamburg. 1964, S. 104.
11) Welles Hangen, The Muted Revolution. East 
Germany's Challenge to Russia and the West, New 
York 1966, S. VI, 163, 184.

Es war Theo Sommer, der zusammen mit zwei 
anderen Mitarbeitern der Zeit im Frühjahr 
1964 eine „Reise in ein fernes Land“ unter-
nahm und zum erstenmal DDR-Behauptungen 
von der Entwicklung eines „Staatsbewußt-
seins" in der DDR bestätigte: „In der Tat ist 
in der DDR ein solches Staatsbewußtsein im 
Entstehen. Viele meiner Gesprächspartner, 
auch Kritiker des Regimes, sprachen wie 
selbstverständlich von ihrer ,Republik': ,Wir 
haben in der Republik jetzt das und das ge-
macht . . .', .unsere Republik hat. . .' Es ist 
noch ein zaghaftes Staatsbewußtsein, ein .un-
terbewußtes Staatsbewußtsein', wie es ein 
FDJ-Funktionär ausdrückte, aber doch schon 
deutlich genug ausgeprägt, um die Andersar-
tigkeit der DDR, ihre Verschiedenheit von der 
Bundesrepublik sichtbar werden zu lassen — 
und die Tatsache, daß die Bevölkerung dieser 
Verschiedenheit in zunehmendem Maße ge-
wärtig ist" 10 ).

Spätere Reiseberichte bestätigten Sommers 
Analyse. Der amerikanische Journalist Wel-
les Hangen schrieb 1966 von der Entwicklung 
„zweier Mentalitäten", von „der Tatsache, 
daß Deutschland heute aus zwei Geisteshal-
tungen sowohl als auch aus zwei Staaten be-
steht", daß „Zeit und Umstände zwei Gesell-
schaften geschaffen haben, zwei Lebenswei-
sen, zwei Teutonische Welten", so daß das, 
„was Ulbricht sozialistisches Bewußtsein" 
nennt

11
, ich .Teutonisches Bewußtsein' nennen 

würde" ). Auch der Princeton-Professor Jean 
Smith wies 1967 darauf hin, daß die DDR in 
vielem „deutscher" sei als die Bundesrepu-
blik, sich aber vielleicht gerade auf dieser 
Tatsache ein neues Nationalstaatsbewußtsein 
gründe. In einer Zusammenfassung seiner 
Eindrücke meinte er: „Die DDR war ganz 
ohne Zweifel deutsch, ihr industrieller und 
landwirtschaftlicher Fortschritt war ein-
drucksvoll und die Regierung erfreute sich 
jetzt eines substantiellen Maßes von Unter-
stützung. Es war deutlich festzustellen, daß 



ein Gefühl von nationaler Identität in Ost-
deutschland am Entwickeln war; die Bundes-
republik wurde immer stärker als etwas 
Fremdes empfunden, und Ulbricht erfreute 
sich verbreiteten Respekts, wenn nicht Popu-
larit 12ät." )

Die These von der Entwicklung eines DDR- 
Staatsbewußtseins wurde 1966/67 am nach-
drücklichsten von dem deutsch-amerika-
nischen Professor Hans Apel vertreten, 
der in den Jahren 1962, 1964 und 1966 
für längere Zeit die Möglichkeit hatte, 
„ohne Reisebegleiter" (so der Titel seines 
ersten Buches, 1965 erschienen) Gesprä-
che mit Bürgern der DDR zu führen. Diese 
Gespräche machte er zur Grundlage einer 
semi-statistischen Darstellung der Entwicklung 
eines DDR-Staatsbewußtseins. Apel argu-
mentierte, auf Grund seiner (unzulänglichen) 
Umfragemethoden festgestellt zu haben, daß 
zwischen 1962 und 1966 ein DDR-Staatsbe- 
wußtsein (an anderer Stelle nannte er es ein 
„Staatsgefühl" 1313) von anfänglich 37 °/o auf 
71 °/o der Bevölkerung der DDR angestiegen 
sei14 ). Diese Zahlen schienen so unglaublich 
und Apels Darstellung selbst so überspitzt 
und zugleich naiv, daß seine vorläufigen For-
schungsergebnisse fast durchweg abgelehnt 
wurden, obwohl sie doch nur das bestätigten, 
was andere DDR-Reisende zuvor auch schon 
berichtet hatten.

12)  Jean Edward Smith, Germany Beyond the Wall. 
People, Politics. . . and Prosperity, Boston 1967, 
S. 73 f.
13) Hans Apel, Bericht über das „Staatsgefühl" der 
DDR-Bevölkerung, in: Frankfurter Hefte, 22, 3 
(März 1967), S. 168 ff.
14) Hans Apel, DDR 1962—1964—1966, Berlin 1967, 
S. 247 ff.

15) John Dornberg, The Other Germany, New 
York. 1968, S. VII, 349.
16) Hanns Werner Schwarze, Die DDR ist keine 
Zone mehr, Köln. 1969, S. 105.
17) Andreas Kohlschütter, Sie sagen ,Ja" zu ihrem 
Staat, in: Die Zeit, 7. August 1970, S. 3/4.
18) Für eine eindrucksvolle Beschreibung dieses Ge-
fühls siehe Barbara Grunert-Bronnen (Hg.), Ich bin 
Bürger der DDR und lebe in der Bundesrepublik, 
München 1970.

Auch nachfolgende DDR-Berichte schienen 
Apels Zahlen, wenn auch vielleicht nicht in 
ihrem absoluten Ausmaß, zu bestätigen. So 
faßte z. B. der deutsch-amerikanische Jour-
nalist John Dornberg seine langjährigen 
Erfahrungen in einem 1968 erschienenen 
Buch folgendermaßen zusammen: „Auf Grund 
der Tatsache, daß ich die DDR wiederholt seit 
1960 besucht habe, bin ich in der Lage gewe-
sen, ihre Transformation von der grimmigen 
letzten Bastion des Stalinismus in ein Land, das 
von Selbstvertrauen und erwachendem Natio-
nalismus strotzt, zu verfolgen. Ich habe gese-
hen, wie die Menschen Osteuropas, die am 
meisten verbittert und enttäuscht waren, zu 
einer Nation von 17 000 000 geworden sind, in 
einer trotzigen und defensiven Art stolz auf 
ihre Leistungen ... Es macht keinen Unter-

schied, ob der wachsende Nationalismus der 
DDR künstlich durch Propaganda großgezogen 
wurde oder ob er natürlich im Boden wach-
senden Wohlstandes erwuchs. Für den Ost-
deutschen, der diesen Nationalismus fühlt und 
erlebt, ist er wirklich und wird sein Denken 
bestimmen und seine Handlungen beeinflus-
sen 15." )

Selbst der westdeutsche Fernsehjournalist 
Hanns Werner Schwarze bestätigte in einem 
1969 erschienenen Buch: „Die DDR ist keine 
Zone mehr". Dabei schilderte er ausführlich 
das sich im Kontakt mit Ausländern und 
vor allem auch mit Westdeutschen äußernde 
Selbstbewußtsein des größten Teils der DDR- 
Bevölkerung, wobei er jedoch einschränkend 
bemerkte, es sei ein „Selbstbewußtsein mit 
dünner Haut und entsprechender Empfindlich-
keit" 16 ). Er ließ die Frage offen, ob sich hin-
ter diesem Selbstbewußtsein auch ein Staats-
bewußtsein entwickelt habe.

Eindeutig beantwortete diese Frage ein Jahr 
später der Schweizer Journalist Andreas 
Kohlschütter, der in einem Zeit-Artikel unter 
der Überschrift „Sie sagen ,Ja' zu ihrem 
Staat" nach einem dreiwöchigen DDR-Aufent-
halt berichtete, daß auf dem Untergrund eines 
„Arrangement mit Vorbehalten" etwas ent-
standen sei, „was man als DDR-Staatsbewußt- 
sein bezeichnet: eine Haltung, in der sich 
über das rein alltagsbedingte Zugehörig-
keitsgefühl hinaus Zustimmung zur politi-
schen Systemordnung und Identifikation mit 
dem Staatswesen ausdrücken. Dieses Bewußt-
sein hat sich seit meiner letzten DDR-Reise 
im Jahre 1965 auffallend gefestigt und präzi-
siert." 17) Auch er verwies auf den „urdeut-
schen Charakter" der DDR und kam zu dem 
Schluß: „Das preußisch-ostdeutsch-kommunis-
tische Patriarchat, das uns als ein permanen-
ter Entmündigungsvorgang erscheint, ist 
schon zu einer Selbstverständlichkeit gewor-
den. Es wird nicht mehr in Frage gestellt, 
sondern grundsätzlich bejaht, für gut und 
richtig befunden. Es begründet jenes Gefühl 
der Geborgenheit, über dessen Fehlen sich 
ostdeutsche Flüchtlinge im Westen so oft be-
klagen." 18)  Selbst wenn sich viele, auch die 
jüngere Generation, noch als „Deutsche" 
fühlten, so messen sie „diesem Empfinden . . . 



aber keinen politischen Aktualitätswert mehr 
bei, es macht sie auch keineswegs zu politi-
schen Verbündeten der Bundesrepublik". Mit 
anderen Worten: Wenn man diesen Berichten 
Glauben schenken darf, so hat ein National-
staatsbewußtsein bezogen auf die DDR ein 
gesamtdeutsches Nationalbewußtsein ver-
drängt. Damit wäre die Existenz Deutschlands 
als Bewußtseinsnation zumindest in Frage ge-
stellt.

Alle hier zitierten Berichterstatter über die 
DDR stützten die Glaubwürdigkeit ihrer Aus-
sagen über die Entwicklung eines DDR- 
Staatsbewußtseins seit dem Bau der Mauer 
auf die Tatsache, daß sie — zum Teil mehrere 
Male — die Möglichkeit hatten, mit x-beliebi-
gen DDR-Bürgern offen sprechen zu können. 
Sozialwissenschaftlich ausgedrückt heißt das: 
sie fühlten sich berechtigt, auf Grund einer 
Zufallsauswahl von Eindrücken, die sie im 
Gespräch mit einzelnen DDR-Bürgern gewon-
nen hatten, auf die Einstellung der Gesamtbe-
völkerung schließen zu können. Namhafte 
westdeutsche DDR-Experten, denen der Zu-
gang zur DDR oft versperrt bleibt, haben sich 
bisher geweigert, diese Schilderungen als re-
präsentativ für die Gesamtbevölkerung der 
DDR anzuerkennen. Sie tun, wie vor zwei Jah-
ren Johannes Kuppe, solche Berichte als „Mo-
deerscheinung" ab und halten daran fest, daß 
ohne empirische Forschung an Ort und Stelle 
zuverlässige Aussagen über die DDR nicht 
möglich sind 19 ).

19) Johannes Kuppe, Problematische Arbeit über 
DDR-Außenpolitik, in: Deutschland Archiv, 3, 1 
(Januar 1970), S. 40.
20) Außerdem wurden in den Jahren von 1956 bis 
1958 von INFRATEST detaillierte Untersuchungen 
unter DDR-Flüchtlingen durchgeführt, deren Ergeb-
nisse aber auf Grund des befragten Personenkrei-
ses und der für unsere Interessen sehr begrenzten 
Fragestellungen für diese Analyse nicht herange-
zogen wurden.

Für den Sozialwissenschaftler allerdings ist 
gerade die Zunahme solcher „Modeerschei-
nungen" ein wichtiges Datum, das er zur 
Kenntnis nehmen muß, wie wir es hier getan 
haben. Dennoch muß man natürlich weiteres 
Datenmaterial hinzuziehen, um zu noch zuver-
lässigeren Aussagen über die Entwicklung 
eines DDR-Nationalbewußtseins gelangen zu 
können. Solches Datenmaterial ist in der 
Form von Meinungsumfragen erhältlich, die 
— obwohl sie nicht direkt in der DDR durch-
geführt wurden — unter DDR Bürgern wäh-
rend der vergangenen zwanzig Jahre erhoben 
wurden, und zwar zunächst unter Ostdeut-
schen, die nach West-Berlin kamen, und seit 
1961 unter Westdeutschen und West-Berli-
nern, die d 20ie DDR besuchten ).

Es erscheint müßig, darauf hinzuweisen, daß 
die Ergebnisse solcher Meinungsumfragen 
keineswegs als völlig repräsentativ für die 
Meinungen der Gesamtbevölkerung der DDR 
gelten können. Selbst wenn man annimmt, 
daß die Meinungsforschungsinstitute ihre Ar-
beit — von der Erstellung der Fragebögen 
über die Feldarbeit bis hin zur Auswertung — 
in tadelloser Weise bewerkstelligt haben, so 
daß man Kritik von dieser Seite her ausklam-
mern kann, so bleibt doch die Tatsache beste-
hen, daß der Teil der Bevölkerung, von dem 
die Stichproben für die Befragungen gezogen 
wurden, in keiner Weise für die Gesamtbe-
völkerung repräsentativ ist. Vor dem Bau der 
Mauer konzentrierten sich die westdeutschen 
Bemühungen zur Erforschung der ostdeut-
schen Meinung auf DDR-Besucher in West- 
Berlin, deren Anwesenheit in West-Berlin 
aber schon von vornherein ihr grundsätzli-
ches Interesse für Westdeutschland verriet.

Nach dem Bau der Mauer mußte man sich 
darauf beschränken, West-Berliner und west-
deutsche Besucher der DDR über ihre Ein-
drücke in der DDR auszufragen, also gleich-
sam eine große, statistisch gesicherte Anzahl 
von DDR-Reiseberichten zu erhalten und aus-
zuwerten. Selbst wenn man eine ganze Reihe 
von methodologischen Problemen außer acht 
läßt, die eine solche Befragungsmethode auf-
wirft, so steht doch auf Grund der Tatsache, 
daß sich nur nahe Verwandte besuchen konn-
ten, von vornherein fest, daß der Teil der 
DDR-Bevölkerung, der für die Stichproben 
quasi herangezogen wurde, wiederum am ehe-
sten dem Westen freundlich gesinnt war. Die-
ser eher konservative Einschlag, den wir bei 
diesen Untersuchungsmethoden vermuten, 
sollte aber nicht allzu hinderlich sein für un-
sere Untersuchung; denn sollten sich dennoch 
im Laufe der Zeit wichtige Verschiebungen im 
Meinungsbild dieser kleinen Teilgruppe er-
kennen lassen, so wäre dies u. U. ein noch zu-
verlässigeres Indiz für das Anwachsen eines 
DDR-Nationalstaatsbewußtseins, als wenn 
man sich etwa auf eine dem System von 
vornherein freundlicher gesinnte Bevölke-
rungsschicht gestützt hätte, wie dies wahr-
scheinlich für die oben zitierten Journalisten 
zutraf, deren Kontakte sich zu einem großen 
Teil auf SED-Funktionäre beschränkten.

Bedauerlicherweise muß jedoch gleich am 
Anfang dieser Untersuchung klargestellt wer-
den, daß nur sehr wenige Fragen in diesen 
Meinungsforschungsuntersuchungen gestellt 
wurden, die ein direktes Licht auf das An-
wachsen eines DDR-Nationalstaatsbewußt-
seins bzw. auf die Abschwächung eines ge-



samtdeutschen Nationalbewußtseins werfen 
könnten. Vor allem die Befragungen in den 
fünfziger Jahren beschränkten sich zu einem 
großen Teil darauf, die Resonanz westlicher Ra-
diosendungen im Osten zu verfolgen 21 ) oder 
ostdeutsche Einstellungen zur Sowjetunion 
und zum Westen, zu den Vereinigten Staaten 
und der Bundesrepublik, über Eisenhower und 
Adenauer, über die Vorteile des Lebens im 
Westen und die untragbaren Zustände in der 
DDR festzustellen — kurz gesagt, um nachzu-
weisen, daß, alles in allem, die Ostdeutschen 
fest hinter dem Westen standen und die 
Westmächte nicht für das Versagen der Wie-
dervereinigungsbemühungen verantwortlich 
machten. Der ständig anhaltende Strom von 
Flüchtlingen trug dazu bei, diese Ansichten 
zu bestärken, denn, so nahm man an, die 
Flüchtlinge „stimmten mit ihren Füßen" für 
den Westen.

Aber es gab schon sehr früh einige wissen-
schaftlich erarbeitete Hinweise, die dieser 
Ansicht widersprachen. Das Institut für De-
moskopie in Allensbach z. B. veranstaltete 
während der „Weltjugendfestspiele" 1951 in 
Ost-Berlin eine Umfrage unter 500 DDR-Ju-
gendlichen, die zu einem Abstecher nach 
West-Berlin gekommen waren. Die Resultate 
dieser Untersuchung faßte das Institut folgen-
dermaßen zusammen: „Es wäre höchst be-
denklich, wollte man von der vorwiegend 
westlichen Einstellung der Befragten auf eine 
ähnliche Einstellung der gesamten Ostzonen-
jugend schließen, zumal die Ergebnisse dieser 
Umfrage — wenn auch in schwacher Tendenz 
— eine stetig wachsende Zustimmung zum 
östlichen System und eine zunehmende Wirk-
samkeit der kommunistischen Parolen erken-
nen lassen — schwache Tendenzen, die frei-
lich bei der westlichen Einstellung der Be-
fragten besonders ins Gewicht fallen. Wenn 
auch das Bewußtsein für die westliche Le-
bensform bei einem bedeutenden Teil der 
Ostzonen-Jugend heute noch lebendig ist, so 
ist damit nicht gesagt, daß diese oppositionel-
le Einstellung zum Ostzonen-Re

22
gime auf die 

Dauer unvermindert fortbestehen wird." )

Diese Schlußfolgerung spiegelte eine grund-
sätzliche Befürchtung vieler Westdeutscher 
wider, die sich um die zukünftige Entwick-
lung in der DDR Sorge machten; daß sich 
nämlich die Bevölkerung der DDR langsam an 

die vorherrschenden gesellschaftlichen und 
politischen Lebensbedingungen anpassen 
würde, daß sie diese annehmen würde, nicht 
so sehr, weil sie ihnen etwa aus Überzeugung 
zustimmen könnte, sondern weil sie keine an-
dere Wahl sehen würden. Vor allem fürchtete 
man, daß ein Aufgeben der Hoffnung auf 
Wiedervereinigung, zusammen mit einem Ar-
rangement mit den Zuständen in der DDR, zu 
einem Abklingen der „oppositionellen Hal-
tung" der Bevölkerung der DDR führen könn-
te. Obwohl vor allem die Bundesregierung 
ständige Bemühungen unternahm, die Hoff-
nung auf Wiedervereinigung im Osten und 
im Westen aufrechtzuerhalten und die Ost-
deutschen vor allem davon zu überzeugen, 
daß die Verhältnisse in der DDR in der Tat 
untragbar waren23), sollten sich diese Be-
fürchtungen letztlich bewahrheiten.

21) Dies trifft vor allem für Umfragen zu, die DIVO 
periodisch im Auftrag der United States Information 
Agency durchführte.
22) Institut für Demoskopie Allensbach, „Jugend 
zwischen Ost und West", Archiv Bericht Nr. 1531, 
Herbst 1951, S. 32.

23) Dennoch rief die Bundesregierung die Bewoh-
ner der DDR dazu auf, der DDR nicht den Rücken 
zu kehren.
24) Es handelt sich bei den HICOG-Untersuchungen 
um Umfragen, die im Auftrag des amerikanischen 
High Commissioner of Germany regelmäßig durch-
geführt wurden. Diese Untersuchungen sind zum 
Teil in hektographierter Form von den Amerika-
häusern erhältlich.

Schon 1951 zeigte sich die Bevölkerung der 
DDR über die Aussichten auf Wiedervereini-
gung sehr viel pessimistischer als die west-
deutsche Bevölkerung, wie aus Tabelle 1 deut-
lich hervorgeht. Daß ihre oppositionelle Ein-
stellung allerdings noch nicht verflogen war,

das bewiesen die Ereignisse des 17. Juni 1953. 
Aber obwohl die Unruhen mit Hilfe sowje-
tischer Panzer unterdrückt worden waren, 



blieb dieser Aufstand doch nicht ohne positive 
Auswirkungen auf die Bevölkerung der DDR; 
immerhin konnten 61 °/o ostdeutscher Besucher 
in West-Berlin auf „eine Reihe vorteilhafter 
Veränderungen" hinweisen25 ). Diese Demon-
stration der Unzufriedenheit schien die Funk-
tion eines Ventils für aufgestauten Arger er-
füllt zu haben; die darauf folgenden Änderun-
gen der Politik der SED-Führung mögen dann 
zum Beginn eines stärkeren Arrangements 
mit der persönlichen Lage in der DDR bei-
getragen haben. Eine drastische Abnahme der 
Flüchtlingsziffern (von 110 000 pro Vierteljahr 
in den beiden ersten Quartalen von 1953 auf 
40 000 im letzten Quartal 1954) schien diese 
psychologischen Auswirkungen der Ereignis-
se vom 17. Juni widerzuspiegeln. Allerdings 
— auch das zeigten Meinungsumfragen — 
schien die Bevölkerung der DDR nach wie 
vor in militanter Weise am Ziel der Wieder-
vereinigung Deutschlands festzuhalten; im 
Herbst 1953 z. B. waren 60 % (von 448 Besu-
chern in West-Berliner Lebensmittelvertei-
lungsstellen) bereit, notfalls die Wiederver-
einigung auch mit Waffengewalt zu erreichen, 
sollten friedliche Verhandlungen nicht die 
Wiedervereinigung bringen26 ). Auch eine 
Anerkennung der Oder-Neiße-Linie als Kon-
zession für die Erreichung der Wiedervereini-
gung fand anscheinend keine Zustimmung 
bei der Bevölkerung der DDR27 ). Noch war 
das gesamtdeutsche Nationalbewußtsein un-
gebrochen.

25) Siehe HICOG-Untersuchungsbericht Nr. 185, 
27. August 1953 (N = 436 ostdeutsche Besucher in 
Westberliner Lebensmittelverteilungsstellen).
26) Siehe HICOG-Untersuchungsbericht Nr. 186, 
18. September 1953 (N = 448 ostdeutsche Besucher 
in Westberliner Lebensmittelverteilungsstellen).
27) Siehe HICOG-Untersuchungsbericht Nr. 193, 
18. Januar 1954 (N = 448).

28) EMNID interviewte regelmäßig 1000 zufällig 
ausgewählte DDR-Besucher auf der Grünen Woche 
(jeweils im Februar), auf der Industrieausstellung 
(jeweils im September) und an den Sektorenüber-
gängen (jeweils im Juli). In den folgenden Tabellen 
werden die Ergebnisse der Umfragen einzeln auf-
geführt, und zwar jeweils in einer eigenen Reihe 
für Grüne Woche (GW), West-Berlin allgemein 
(WB) und Industrieausstellung (IA). Auf diese 
Weise können sowohl die Trends innerhalb der 
einzelnen Bevölkerungsgruppen (vor allem Bauern 
auf der Grünen Woche, Techniker auf der Industrie-
ausstellung) als auch der Gesamttrend verfolgt 
werden.

Eine groß angelegte Untersuchungsreihe „Zur 
politischen Einstellung der Bevölkerung der 
Sowjetzone", die das EMNID-Institut jährlich 

dreimal zwischen 1956 und 1960 unter ost-
deutschen Besuchern der Grünen Woche 
(GW), der Industrieausstellung (IA) und 
West-Berlins (WB) allgemein durchführte28 ), 
zeigte im großen und ganzen, wie eine Zu-
stimmung zu den Verhältnissen in der DDR 
vor allem in den Jahren zwischen 1956 und 
1958 anwuchs, dann aber wieder sich ab-
schwächte — eine Tatsache, die schließlich in 
den wieder ansteigenden Flüchtlingszahlen 
und dem Bau der Mauer ihren für alle Welt 
sichtbaren Ausdruck fand.

Es erwies sich aber auch in diesen Untersu-
chungen, daß die Hoffnung auf Wiederverei-
nigung während dieser Jahre geringer wurde 
(Tabelle 2) und man sich vor allen Dingen all-
mählich nicht mehr so recht vorstellen konn-
te, mit welchen politischen Mitteln denn der 
Westen eine Wiedervereinigung erreichen 
könnte (Tabelle 3).

Zusammen mit einem Gefühl der Desillusion 
über die Chancen für und Möglichkeiten zur 
Erreichung der Wiedervereinigung kam ein 
ständig anwachsendes Desinteresse an West-
deutschland. Wie Tabelle 4 zeigt, sank die 
Zahl derjenigen DDR-Bewohner, die sich re-
gelmäßig über Ereignisse in der Bundesrepu-
blik informierten, zwischen 1956 und 1960 
drastisch ab — ein starkes Indiz dafür, daß 
die Bevölkerung der DDR ihre Aufmerksam-





keit immer mehr auf ihre eigenen Angelegen-
heiten lenkte und sich für gesamtdeutsche 
Entwicklungen weniger zu interessieren be-
gann: Erste Hinweise also auf eine Trennung 
der Kommunikationsströme mit Primärinfor-
mationen über die Nation. Der Prozeß der 
Entfremdung hatte eingesetzt.

Ohne Zweifel wurde das wachsende Desinter-
esse der DDR-Bevölkerung an Entwicklungen 
in der Bundesrepublik durch eine durchweg 
kritische Einstellung gegenüber den West-
deutschen gefördert — eine Einstellung, die 
sich zum Teil auf Neid auf den westdeut-
schen Wohlstand gründete (die Westdeut-
schen seien „zu reich", „zu satt", „nur an ma-
teriellen Dingen interessiert", hieß es da), 
zum Teil aber auch ein Gefühl des Ärgers 
und der Frustration über ein — tatsächliches 
oder scheinbares — Desinteresse der west-
deutschen Bevölkerung an der DDR im allge-
meinen und an einer Besserung der Zustände 
in der DDR insbesondere als Ursache hatte.

Im Durchschnitt hatten nur etwa 20 % aller 
Befragten eine wohlwollende Meinung von 
ihren westdeutschen „Brüdern und Schwe-
stern"; mehr als 50% hatten nur bittere Be-
merkungen für die Westdeutschen übrig, 
während ungefähr 30 % sich zum Teil positiv, 
zum Teil negativ über die Westdeutschen äu-
ßerten. Es war aber genau auf der Basis einer 
solchen Mischung von Neid, Vorwürfen und 
Sich-vergessen-Fühlen, auf der — wie Beob-
achter der DDR schon seit Jahren festgestellt 
haben — ein DDR-Nationalstaatsbewußtsein 
Gestalt anzunehmen begann.

Bedenkt man, wie konstant diese neidvoll-kri-
tische Grundhaltung vieler Bürger der DDR

gegenüber dem westlichen Deutschland wäh-
rend der fünfziger Jahre war, so kann es 
eigentlich nicht verwundern, daß mit der Zeit 
auch die geistige Anziehungskraft des We-
stens nachzulassen schien; dabei weist die 
Tatsache, daß man der östlichen Ideologie 
vergleichsweise nicht mehr Vertrauen 
schenkte, darauf hin, daß die DDR-Bevölke-
rung sich mit den gegebenen Verhältnissen 
wohl zu arrangieren begann, sie aber nicht 
unbedingt akzeptierte (Tabelle 5). Sicherlich 
beruhte das Nachlassen der Attraktivität des 
Westens zum Teil auf einer gewissen Resi-
gnation in Anbetracht der Tatsache, daß es 

( dem Westen nicht gelang, die Verhältnisse in 
der DDR entscheidend zu verändern; anderer-
seits aber zeigte es sich auch, daß die Ver-
hältnisse in der DDR selbst in zunehmendem 
Maße günstiger eingeschätzt wurden. Dies 
traf vor allem für die Einschätzung der eige-
nen wirtschaftlichen Verhältnisse zu (Tabel-
le 6), äußerte sich aber auch in einer zuneh-
mend günstigeren Beurteilung der Entwick-
lung der Jugend in der DDR, der kulturellen 
Verhältnisse in der DDR und insbesondere 
auch in der Tatsache, daß die Zahl derer, die 
außer wirtschaftlichen Schwierigkeiten „sonst 
nichts Bedrückendes" am Leben in der DDR 
fanden, von rund 20% im Jahre 1956 auf 
47 % im Februar 1958 anstieg. Das vorsichti-
ge Gefühl der Zufriedenheit, das in diesen 
Untersuchungen zu Tage trat, wich allerdings 
1958 — nach neueinsetzenden Reisebeschrän-
kungen, Chruschtschows Berlin-Ultimatum 
und der Forcierung der Kollektivisierung der 
Landwirtschaft — wieder einem Gefühl der 
Unzufriedenheit und Bedrücktheit (1956 und 
1957 hatten sich nur etwa 35% durch Unfrei-
heit und Rechtlosigkeit bedrückt gefühlt; 
1958 schwoll diese Zahl auf knapp 60%).



Auch wirtschaftlich, so füh
29

lte man, ging es 
nach 1958 wieder bergab ).

Die Tatsache, daß Zufriedenheit und Unzu-
friedenheit mit den Verhältnissen in der DDR

29) Wie die Ergebnisse von zwei anderen Umfragen 
zeigen, wuchs vor allem die Unzufriedenheit mit 
kurzfristigen Verschlechterungen der Verhältnisse 
in den Jahren zwischen 1956 und 1958 sehr stark 
an. Im September 1956 antworteten noch 47% (von 
500 DDR-Besuchern auf der Industrieausstellung), 
die Verhältnisse in der DDR hätten sich kürzlich 
verbessert; 1958 waren es nur noch 9 % (von 400 
Industrieausstellung-Besuchern). Siehe den Unter-
suchungsbericht des Research Staff, United States 
Information Service, American Embassy, Germany, 
Nr. C-22, 22. Oktober 1958.

auch die Einstellung der Bevölkerung gegen-
über ihrer Regierung beeinflußte — eine Ein-
stellung, die zwischen vorsichtiger Unterstüt-
zung und entschiedener Ablehnung schwank-
te —, wird aus den Antworten auf die Frage 
nach ost-west-deutschen Verhandlungen und 
nach der Anerkennung der DDR-Regierung 
durch die Bundesregierung deutlich. Wie aus 
den Tabellen 7 und 8 hervorgeht, ergaben 
sich zwischen den „guten Jahren" 1957 und 
1958 und den „schlechten Jahren" 1956 und 
1959/1960 starke Veränderungen im Mei-
nungsbild der DDR-Bevölkerung.

Der Bau der Mauer in Berlin am 13. August 
1961 symbolisierte das Versagen der Regie-



rung der DDR, ein genügend großes Vertrau-
en in der Bevölkerung zu gewinnen. Er be-
deutete aber auch, im Gegensatz zu ursprüng-
lichen westlichen Erwartungen, einen ent-
scheidenden Wendepunkt in der Entwicklung 
der Einstellungen der Bevölkerung der DDR 
gegenüber ihrem Staat, dessen Regierung, ge-
genüber der Bundesrepublik wie überhaupt 
gegenüber der deutschen Nation. Obwohl das 
bisher gebrachte Datenmaterial schon auf die 
Möglichkeit verwiesen hat, daß selbst vor 
1961 bereits eine Anzahl von DDR-Bürgern 
bereit gewesen war, sich ihrem neuen Staat 
gegenüber loyal zu verhalten, so war doch 
deutlich zu erkennen, daß diese Loyalität zu 
einem großen Teil von der Erfüllung gewisser 
Bedingungen abhing, vor allem einem gewis-
sen materiellen Wohlstand, einem Gefühl der 
Freiheit und einem Sich-verlassen-Fühlen vor 
allem von den Westdeutschen. Die oben zi-
tierten Beobachter der DDR wiesen fast 
durchweg darauf hin, daß durch den Bau der 
Mauer diese Bedingungen letztlich erfüllt 
wurden: In den Jahren seit 1961 machte die 
DDR gewaltige wirtschaftliche Fortschritte, 
die sich auch auf den Lebensstandard jedes 
einzelnen auswirkten; durch die Sperrung 
der Grenzen nach Westen konnte es sich die 
SED erlauben, im Inneren größere Freiheiten 
zuzulassen und den ideologischen Druck auf 
die Bevölkerung zu verringern; und die Mau-
er selbst stellte den besten Beweis dafür dar, 
daß der Westen keinen Einfluß auf den Lauf 
der Ereignisse im Osten hatte. Jetzt, wo die 
Alternative der Flucht nach dem Westen 
nicht mehr gegeben war — so argumentierten 
die DDR-Experten —, fanden es viele Bewoh-
ner der DDR für vorteilhaft, sich in ihrem 
Verhalten und dadurch auch letztlich in ihren 

Einstellungen mit dem politischen, gesell-
schaftlichen, und ökonomischen System der 
DDR zu arrangieren.

Leider — für unsere Zwecke zumindest — 
machte die Existenz der Mauer die Durchfüh-
rung weiterer Meinungsumfragen unter Be-
wohnern der DDR, die nach West-Berlin rei-
sten, unmöglich. Dieser Umstand gestaltet es 
etwas schwierig, die Darstellungen der jour-
nalistischen DDR-Beobachter mit empirischem 
Datenmaterial zu belegen oder zu widerlegen. 
Denn wenn es vorher möglich war, sich bei 
Meinungsumfragen wenigstens direkt an 
DDR-Bürger wenden zu können, so mußte 
man sich in der Folgezeit damit begnügen, 
Meinungen über Meinungen (von Westdeut-
schen über Ostdeutsche) zu sammeln — ein 
Vorgehen, das es nahezu unmöglich macht, 
auch nur eine quasi-repräsentative Stichprobe 
von DDR-Bewohnern zu erhalten. Dennoch, 
solches Datenmaterial kann von einem gewis-
sen Wert sein, die Eindrücke einzelner Exper-
ten zu unterstützen oder in Frage zu stellen; 
wir werden deshalb die wenigen existieren-
den Umfragen dieser Art mit eben dieser Ab-
sicht im folgenden darstellen.

Die wenigen seit dem Bau der Mauer vorge-
nommenen Untersuchungen über das Mei-
nungsbild der DDR-Bevölkerung scheinen im 
großen und ganzen die Eindrücke der von uns 
zitierten DDR-Beobachter zu bestätigen, de-
nen zufolge sich in der DDR ein National-
staatsbewußtsein zu bilden begonnen hat, das 
sich in der bewußten Akzeptierung der we-
sentlichen Bestandteile des politischen, ge-
sellschaftlichen und ökonomischen Systems 
der DDR äußert. Wie bereits angedeutet, kön-
nen die Ergebnisse dieser Untersuchungen 



natürlich nicht als repräsentativ für die Ge-
samtbevölkerung der DDR gelten. Zieht man 
jedoch in Betracht, daß die befragten west-
deutschen DDR-Besucher (die nicht nach re-
präsentativen Merkmalen ausgewählt wur-
den) sicherlich nicht den DDR-freundlichsten 
Teil der westdeutschen Bevölkerung darstel-
len dürften und bedenkt man, daß dies auch 
für deren Kontaktpersonen in der DDR selbst 
zutreffen wird (über deren geäußerte oder 
vermutete Meinung die westdeutschen Besu-
cher befragt wurden), so kann man zwar an-
nehmen, daß ein so entstandenes Meinungs-
bild verzerrt ist, aber zugleich auch sicher 
sein, daß dies eher von einer grundsätzlich 
ablehnenden Haltung geprägt sein dürfte. 
Dennoch: „Die reinen direkten Auszählungs-
daten sind jedenfalls zwar keineswegs wert-
los, aber mit gehöriger Vorsicht zu behan-
del 30n." )

Die deutsch-deutsche Besuchswelle, die mit 
dem Abschluß des Passierscheinabkommens 
für Weihnachten 1963 einsetzte, eröffnete 
zum erstenmal die Möglichkeit, zumindest 
West-Berliner über ihre Eindrücke von und in 
Ost-Berlin zu befragen. Eine 1963 entstandene 
Untersuchung nahm „eine Zusammenfassung 
aller von den Ost-Berlinern geäußerten Ein-
stellungen und Verhaltensweisen vor" und 
kam zu dem Ergebnis, „daß 15°/o stärkere 
Sympathien für das Regime vermuten ließen 
und weitgehend angepaßt waren". 19°/o wa-
ren „erklärte Feinde des Regimes", etwa ein 
Drittel „Arrangierte mit keinen oder nur par- 
tiellenen Sympathien", während ein weiteres 
Drittel „politisch und ideologisch völlig des-
interessiert" war ).

30) Günther F. Seelig und Peter Teigeler, Zur 
Glaubwürdigkeit vermuteter Meinungen im Osten. 
Ansätze zur methodenkritischen Prüfung der inter-
nen Reliabilität und Validität, INFAS Forschungs-
bericht, Bad Godesberg: November 1966, S. 52.
31) Zitiert nach INFRATEST, Die westdeutsche Be-
völkerung und die DDR, hektographierter For-
schungsbericht, München April 1968, S. 52. Der Ori-
ginalbericht stand für diese Untersuchung leider 
nicht zur Verfügung.

32) INFAS, Vermutete Meinungen im Osten. Mate-
rialien einer Befragung von Passierscheinbenutzern 
im Januar/Februar 1966, Bad Godesberg März 1966, 
Tabelle 3.09.

Eine weitere Untersuchung, im Januar/Fe- 
bruar 1966 durchgeführt, brachte anscheinend 
wesentlich andere Ergebnisse. Insgesamt 238 
West-Berliner wurden gefragt, wie sich die 
„politische Auffassung" von zwei östlichen Ge-
sprächspartnern „nach Ihrer Meinung" bezeich-
nen ließe: Danach waren 14 0/0 der so ermittel-
ten DDR-Bürger „linientreue SED-Anhänger", 
„gemäßigte Kommunisten" und „Mitläufer", 
270/0 „unpolitisch", 270/0 „Regimekritiker" 

und gar 30% „scharfe Gegner" 32 ). Es erweist 
sich bereits an diesem Beispiel, wie sehr viel 
DDR-feindlicher das Meinungsbild der DDR- 
Bevölkerung wirkt, wenn Antworten west-
deutscher DDR-Besucher direkt fabuliert wer-
den, als wenn man sich auf eine sorgfältige 
Auswertung aller Antworten verläßt, wie das 
bei der Untersuchung von 1963 der Fall war.

Die INFAS-Untersuchung von 1965/1966 zeig-
te aber bereits, daß sich die Verhältnisse in 
der DDR seit dem Bau der Mauer offensicht-
lich doch verbessert hatten, und zwar nicht 
nur in materieller Hinsicht (Tabelle 9), son-
dern auch ganz allgemein (Tabelle 10). Noch 
wichtiger: Die Mehrheit der Bevölkerung der 
DDR schien sich dieser Verbesserung bewußt 
(Tabelle 11).



Während diese Zahlen zwar kein überwälti-
gendes Gefühl der Verbesserung verraten, zei-
gen sie doch, daß mehr Bewohner der DDR sich 
materiell verbessert als verschlechtert hatten, 
und diese Entwicklung erschien noch sehr viel 
ausgeprägter unter den jüngeren Altersgrup-
pen (von denen es, nach dem Urteil der West- 
Berliner, 54 °/o besser und nur 12 % schlechter 
ging) als bei den älteren DDR-Bewohnern, von 
denen man annehmen kann, daß sich mit dem 
Eintritt in ein höheres Alter die materielle 
Lage verschlechtert, wie dies ja anderswo lei-
der auch der Fall ist.

INFAS versuchte — über materielle Aspekte 
des Lebens hinaus — das Gefühl der Zufrie-
denheit der DDR-Bevölkerung auszuloten, und 
zwar mit einer Vielfalt von Fragen über all-
gemeine Aspekte des Alltagslebens und ins-
besondere über „sozialistische und demokrati-
sche Errungenschaften" der DDR-Gesellschaft. 
Dieser Versuch schlug im großen und ganzen 
fehl, da in den meisten Fällen die West-Berli-
ner mit ihren Gesprächspartnern in der DDR 
darüber nicht gesprochen hatten und so auch 
über deren Meinungen und Ansichten nicht 
berichten konnten. Offensichtlich hatte man 
sich hauptsächlich über nicht-politische 
Dinge unterhalten, wobei die West-Berliner 
nahezu übereinstimmend berichteten, man 
habe sich gut verstanden, offene Gesprä-
che geführt und ähnliche Meinungen in 
„allgemein menschlichen Fragen" vertre-
ten. Allerdings mußte man auch feststellen, 
daß zwischen 35 °/o und 40 0/0 der Gesprächs-
partner „vieles" oder „manches" in der Bun-
desrepublik falsch sahen — eine Tatsache, 
die vor allem für Nicht-Ost-Berliner und jün-
gere DDR-Bürger zutraf. Vielleicht konnte 

man dies dem Umstand zuschreiben, daß von 
53 °/o der Gesprächspartner, die sich über 
Westdeutschland und die Westdeutschen all-
gemein äußerten, 30 °/o eine kritische Mei-
nung hatten, 15 °/o „teils-teils" gestimmt 
schienen und nur 8 °/o sich „zustimmend" aus-
drückten. Am meisten warf man den West-
deutschen „Gleichgültigkeit" und „Sattheit" 
vor, aber auch „tun nichts", „reden viel", 
„falsche Vorstellungen" und „Arroganz" ga-
ben Anlass zu Unmutäußerungen — kurz, 
eine Liste von Beschwerden, die bis in die 
fünfziger Jahre zurückreicht.

Da man über die Errungenschaften der DDR 
offensichtlich wenig sprach — andeutungs-
weise zeigten sich die Bewohner der DDR zu-
frieden vor allem mit Entwicklungen auf dem 
Gebiet der Krankenfürsorge und des Erzie-
hungswesens, unzufrieden mit der Versor-
gung mit Konsumgütern und der Anwesenheit 
von sowjetischen Truppen auf dem Boden der 
DDR —, dafür aber sehr viel Ablehnendes 
über Ulbricht hörte, gewannen die West-Ber-
liner den Eindruck, daß 70 °/o ihrer Gesprächs-
partner lieber woanders als in der DDR le-
ben würden (die meisten in West-Berlin, was 
diesen Eindruck etwas plausibler macht), und 
daß 81 °/o von diesen unwilligen DDR-Bewoh-
nern die DDR auch tatsächlich verlassen wür-
den, wenn sie nur könnten. Wären diese Zah-
len in irgendeiner Weise repräsentativ für die 
Gesamtbevölkerung der DDR (was sie schon 
allein wegen des Berliner Fokus der Untersu-
chung nicht sind, der sich gerade bei dieser 
Frage sehr deutlich bemerkbar macht), so 
würden sie natürlich einen eindeutigen Be-
weis gegen die Behauptung darstellen, daß 
sich in der DDR in den Jahren seit dem Bau 
der Mauer (bis 1965 zumindest) ein DDR-Be-
wußtsein entwickelt habe.

Ernst Richert, von INFAS mit einer eingehen-
deren Analyse der Resultate dieser Mei-
nungsumfrage beauftragt, ließ diesen schein-
baren Gegenbeweis nicht gelten. Er stellte 
vielmehr die Abwesenheit aller wirklichen 
Hoffnungen auf eine Wiedervereinigung in 
absehbarer Zeit fest sowie ein allgemeines 
Desinteresse an westdeutschen Angelegenhei-
ten und kam — auf Grund differenzierender 
Abwägungen der Meinungen verschiedener 
Gruppen in der DDR — zu dem Schluß, daß 
„der Zwang, sich zu arrangieren, nahezu all-
gemein bestimmend [wirkt]", daher „die als 
Obrigkeit interpretierte Führung hingenom-
men wird" und im übrigen „die überwältigen-
de Mehrheit prinzipiell den .Sozialismus' [be-



jaht] " 33). Richert sprach bewußt nicht davon, 
daß sich hinter diesen Entwicklungen das 
Heranwachsen eines DDR-Staatsbewußtseins 
abgezeichnet habe; seine Schlußfolgerungen 
jedoch schienen dies zumindest anzudeu-
ten.

Der kritische Zeitpunkt für die Entwicklung 
eines DDR-Nationalstaatsbewußtseins aller-
dings — darauf hatten schon die journalisti-
schen Berichte über die DDR hingewiesen — 
waren die Jahre nach 1966, als mit dem 
Scheitern des Redneraustausches die offiziel-
len Äußerungen der SED letzte gesamtdeut-
sche Gemeinsamkeiten verneinten und mit 
der DDR-Staatsbürgerschaft und der Verfas-
sung von 1968 auch der psychologische Druck 
auf die Bevölkerung, sich zu arrangieren, ver-
stärkt einsetzte. Daß dieser Druck nicht ohne 
nachhaltige Wirkungen geblieben ist, vor al-
lem auch auf das Bewußtsein der Bevölke-
rung der DDR, das beweisen die Ergebnisse 
einer Reihe von Meinungsumfragen unter 
westdeutschen DDR-Besuchern, die das Mün-
chener Meinungsforschungsinstitut INFRA-
TEST seit 1968 in regelmäßigen Abständen 
durchgeführt hat34). Es geht zwar aus diesen 
Untersuchungen hervor, daß — nach Aussage 
der westdeutschen Befragten zumindest — die 
Bewohner der DDR zu mehr als 70% „stark" 
an einer Wiedervereinigung interessiert wa-
ren, obwohl zugleich mehr als die Hälfte 
während des ganzen Untersuchungszeitraums 
nicht an die Möglichkeit einer Wiedervereini-
gung glaubte. Auch beschwerte man sich 
über ein mangelndes Interesse der Bundesre-
publik an der Wiedervereinigung. Den Mau-
erbau hielten nur etwa ein Viertel der Kon-
taktpersonen für gerechtfertigt, und eine grö-
ßere Anzahl von ihnen war offensichtlich der 
Meinung, sie hätten nach dem Bau der Mauer 
Freiheiten eingebüßt (was für Leute, die vor-
her zumindest die Möglichkeit gehabt hatten, 
sich mit ihren Verwandten in West-Berlin zu 
treffen, sicherlich keine überraschende Mei-
nung ist). Von diesen Einstellungen her könn-
te man annehmen, die Bevölkerunng der DDR 
habe ihre Vorbehalte gegen die DDR als Staat 
noch nicht aufgegeben.

33) Ernst Richert, Aspekte der Systemanpassung. 
Zur Interessenlage und Einstellung der Produktions-
gesellschaft in der DDR, hektographierter For-
schungsbericht, Bad Godesberg August 1966, S. 58 f.
34) Einige Ergebnisse dieser Untersuchungen wur-
den dem Verfasser auszugsweise vom Bundeskanz-
leramt zur Verfügung gestellt; die Umfragen selbst 
werden im Auftrag des Ministeriums für innerdeut-
sche Beziehungen durchgeführt.

Die Antworten auf direkte Fragen nach den 
Einstellungen zur DDR als Staat bestätigen 

diese Annahme jedoch in keiner Weise. 
Schon die Tatsache, daß auf Grund dieser Un-
tersuchungen die Zahl der „Systemanhänger" 
auf zwischen 24 % und 29 % eingeschätzt 
wurde, was immerhin eine Verdoppelung der 
entsprechenden Zahlen von 1963/1965 bedeu-
tete, weist auf das Anwachsen einer positi-
veren Haltung gegenüber dem System hin. 
Noch stärker äußert sich diese Zustimmung 
zur DDR als Staat in dem Anwachsen der 
Zahl derer, die die DDR für einen „selbständi-
gen Staat wie z. B. Fr 35ankreich" )  hielten 
(Tabelle 12).

Wenn man diese Zahlen für einigermaßen re-
präsentativ für die Gesamtbevölkerung der 
DDR halten kann (vielleicht sogar eher mit 
einem konservativen Einschlag), so würden 
die in Tabelle 12 enthaltenen Resultate Ludz' 
Behauptung widerlegen, daß die Bevölkerung 
die DDR nicht als einen souveränen Staat be-
trachte und sich daher in der DDR kein Na-
tionalbewußtsein im traditionellen Sinne des 
Begriffes finden lasse.

Die Genauigkeit der Ludzschen Behauptungen 
wird auch durch die große Anzahl der DDR- 
Bürger, die sich für eine völkerrechtliche An-
erkennung der DDR durch die Bundesrepublik 
aussprechen, in Frage gestellt (Tabelle 13).

Daran ändert auch die Tatsache nichts, daß 
— wie sich in späteren Fragestellungen zeigte 
— von vielen Bewohnern der DDR die Fra-
ge der Anerkennung mit der Gewährung von 
menschlichen Erleichterungen verbunden

35) Interessanterweise lautete 1968 der Vergleich 
zunächst noch „wie die Bundesrepublik".



wurde (Tabelle 14) (eine Anerkennung ohne 
jegliche Gegenleistung wäre ja tatsächlich 
eine politische Kurzsichtigkeit ersten Ran-
ges). Diese Zahlen bestätigen in eindrucksvol-
ler Weise — eindrucksvoll, weil die Resultate 
von mehreren Umfragen nur geringfügig von-
einander abweichen und sie deshalb, zumin-
dest für den angesprochenen Personenkreis, 
als gesichert gelten können — die Eindrücke, 
wie sie über eine Reihe von Jahren hinweg 
von Beobachtern der Entwicklung in der DDR 
beschrieben wurden. Es scheint, als habe sich 
in der Tat eine Art DDR-Nationalstaatsbe- 
wußtsein entwickelt.

Bereits die früheren Untersuchungen hatten 
gezeigt, daß vor allem die jüngeren Bewohner 
der DDR eher bereit schienen, der DDR als 
Staat ihre Unterstützung zu geben. Dieser 
Eindruck muß sich auf Grund der jüngsten 
Untersuchungen noch verstärken, denn eine 
Aufschlüsselung der (berichteten oder vermu-
teten) Meinungen der DDR-Bevölkerung zeigt 
signifikante Unterschiede zwischen den ein-
zelnen Altersgruppen (Tabelle 15 und Tabel-
le 16).

Zieht man die Tatsache in Betracht, daß die 
jüngeren Jahrgänge in fast allen diesen Um-
fragen durchweg DDR-bewußter erschienen 
als die älteren und bedenkt man ferner, daß 
auch DDR-Bewohner mit höherer Schulbil-
dung sowie Arbeiter und vor allem Angestell-



te im Durchschnitt verstärkt die Meinung 
vertraten, die DDR sei ein selbständiger Staat 
und müsse von der Bundesrepublik anerkannt 
werden, so kann man daraus vorerst nur 
schließen, daß sich im Lauf der nächsten Jah-

re das Nationalstaatsbewußtsein der Bevölke-
rung der DDR noch wesentlich festigen wird. 
Damit aber wird die Einheit der Nation 
Deutschland als Bewußtseinsnation immer 
mehr in Frage gestellt werden.



Rainer Feuerstack/Bernhard Gahlen/Heinz-Dieter Hardes/Gerd-Jan Krol/Wolf-
gang Stork: Wirtschaftspolitische Ziele und gesellschaftliche Gruppen in der 
marktwirtschaftlichen Ordnung der Bundesrepublik Deutschland

Aus Politik und Zeitgeschichte, B 28/73, S. 3—22

In diesem Artikel soll gezeigt werden, daß das gleichzeitige Erreichen der vier Ziele des 
Stabilitäts- und Wachstumsgesetzes hauptsächlich deshalb mißlingt, weil die Konstruktion 
des Gesetzes nicht hinreichend der tatsächlichen gesellschaftlichen und wirtschaftlichen 
Struktur in der Bundesrepublik Deutschland Rechnung trägt.
Durch ihre Autonomie auf den Gebieten der Tarif-, Preis- und Investitionspolitik haben 
insbesondere die Gewerkschaften und Untemnehmerverbände als organisierte autonome 
Gruppen die Macht, ihren Interessen zuwiderlautenden Maßnahmen, auch solchen des 
Staates, zu-begegnen. Die Formulierung und Operationalisierung gesamtwirtschaftlicher 
Ziele durch den Staat bedarf daher einer zumindest grundsätzlichen Übereinstimmung 
zwischen den Gruppen mit wirtschaftspolitischer Handlungsmacht. Bei den vier Zielen 
des Stabilitäts- und Wachstumsgesetzes war dies zwar prinzipiell der Fall, aber bereits 
bei der Operationalisierung treten unterschiedliche Vorstellungen hervor. Bei anderen 
Zielen, insbesondere der Verteilungsgerechtigkeit, besteht der Interessenkonflikt in aller 
Offenheit. Dieses Ziel bleibt daher aus dem volkswirtschaftlichen Zielkatalog ebenso aus-
geklammert wie das der Bereitstellung öffentlicher Güter und das der Kontrolle wirt-
schaftlicher Machtstellungen.
Die Ausklammerung dieser Ziele stellt infolge der bei der gegenwärtigen Wirtschafts-
struktur gegebenen Interdependenz auch die Verwirklichung jener Ziele in Frage, bei de-
nen ein grundsätzlicher Konsens zwischen den Gruppen besteht.
Die staatliche Wirtschaftspolitik versuchte, dieses Problem zunächst durch die Beschwö-
rung einer alle Gruppen umfassenden Harmonievorstellung zu lösen: Durch eine gemein-
same Ausrichtung auf das Wachstumsziel sollten die Konflikte in bezug auf Verteilung 
der privaten und Bereitstellung öffentlicher Güter bereinigt werden. Nachdem diese 
Vorstellung von den autonomen Gruppen nicht geteilt wird, steht sie vor einem gewissen 
Dilemma. Die staatliche Wirtschaftspolitik kann bei der gegenwärtigen Struktur weder 
Gewerkschaften noch Unternehmerverbände hindern, divergierende Interessen in 
bezug auf Verteilung, öffentlichen Sektor und ökonomische Macht unter Umständen zu 
Lasten der gesetzlichen wirtschaftspolitischen Ziele zu verfolgen. Da eine freiwillige 
Einigung zwischen den autonomen Gruppen politisch nicht möglich erscheint, besteht 
bei Verfolgung der Ziele Verteilungsgerechtigkeit, Ausdehnung des öffentlichen Sektors 
und Kontrolle wirtschaftlicher Macht nur die Wahl, entweder die ständige Gefahr einer 
Verletzung der Ziele des Stabilitäts- und Wachstumsgesetzes in Kauf zu nehmen oder 
eine gesamtwirtschaftliche Einschränkung der ökonomischen Autonomiebereiche autono-
mer Gruppen und die Kontrolle wirtschaftlicher Machtstellungen zugunsten eines eigen-
ständigen wirtschaftspolitischen Konzepts anzustreben. Hierbei rührt die staatliche Wirt-
schaftspolitik jedoch an die Grundfesten der bestehenden Wirtschafts- und Gesellschafts-
ordnung, deren zeitgemäße Ausgestaltung im Rahmen der marktwirtschaftlichen Ordnung 
eine durchgreifende Neuorientierung unter Integration der sozialen Gruppen erfordert.

Gebhard Schweigler: Nationalstaatsbewußtsein in der DDR

Aus Politik und Zeitgeschichte, B 28/73 S. 23—38

Gibt es überhaupt noch eine Nation Deutschland? Diese Frage kann nur durch eine 
Untersuchung des Nationalbewußtseins der Deutschen in der Bundesrepublik und in der 
DDR beantwortet werden. In dieser Arbeit wird versucht, anhand von journalistischen 
Beschreibungen einiger DDR-Beobachter sowie einer Anzahl quasi-repräsentativer Mei-
nungsumfragen unter DDR-Bürgern (vor 1961) und westdeutschen DDR-Besuchern Ent-
wicklungstendenzen des Nationalbewußtseins in der DDR zu verfolgen. Es zeigt sich 
dabei, daß nach dem Bau der Mauer in Berlin die Bevölkerung der DDR ein auf die 
DDR bezogenes Nationalstaatsbewußtsein zu entwickeln begonnen hat, das die fort-
dauernde Existenz Deutschlands als Bewußtseinsnation — d. h. als eine Nation, die durch 
das Zusammengehörigkeitsgefühl der Menschen eines Volkes bestimmt wird — immer 
mehr in Frage stellen wird.
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